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Ein nationaler Stabilitätspakt 
aber wie? 

Die Auseinandersetzungen der Bundesregierung mit der EU-Kommission um das 
hohe Staatsdefizit in Deutschland haben auch zu einem Streitzwischen Bund und 
Ländern darüber geführt, welche Ebene es an mangelnder Etatdisziplin habe feh-
len lassen. Zur Einhaltung des europäischen Wachstums- und Stabilitätspakts er-
innert der Bund die Länder an ihre Bringschuld. Die Länder reagieren zurückhal-
tend und verweisen auf ihre Haushaltsautonomie; nach Art. 109 Abs. 1 GG sind 
Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft unabhängig voneinander. Gleich-
wohl wird durch die vom europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt gezoge-
nen Defizitgrenzen auch der Handlungsspielraum der Länder erheblich beein-
trächtigt. Bisher ist es nicht gelungen, einen Weg für die innerstaatliche Umset-
zung dergemeinschaftsrechtlichen Anforderungen zu finden und die Defizitgren-
zen wie auch mögliche Sanktionen sowohl vertikal, also auf die einzelnen Haus-
haltsebenen, als auch horizontal, d. h. zwischen den einzelnen Ländern, zu vertei-
len. Ein Grund hierfürsind die höchst ungleichen Ausgangsbedingungen auf Län-
derebene. Eine Lösung dieser brisanten Frage ist dringlich, will die Finanzpolitik 
glaubwürdig bleiben. Auch wenn man — wie das DIW Berlin' —derAuffassung ist, 
dass in einer Wirtschaftskrise die nationale Haushaltspolitik durch das 3%-Krite-
rium zu stark restringiert wird, ändert dies nichts an der Notwendigkeit, dass die 
Politik den eingegangenen Verpflichtungen nachkommen muss. 

Zur finanziellen Entwicklung der Haushaltsebenen 

Im Jahre 2001 hat sich die Lage der öffentlichen Haushalte in Deutschland dra-

matisch verschlechtert, nachdem in den Jahren zuvor unter dem Druck der im 
Vertrag von Maastricht und im europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt 

genannten Verschuldungsgrenzen auf allen Ebenen beträchtliche Konsolidie-

rungserfolge erzielt worden waren. Von 1996 bis 2000 wurde die gesamtstaat-
liche Defizitquote von 3,4 % auf 1,3 17o zurückgeführt (Tabelle 1). Markant war 

der Rückgang bei den Ländern, und die Gemeinden haben ihr Defizit in be-

trächtliche Überschüsse umgewandelt. Im Gegensatz zum Bund und zu den 

Ländern haben die Gemeinden nur begrenzte Verschuldungsmöglichkeiten, 

denn ihre Haushaltspläne müssen von den Ländern genehmigt werden. Deshalb 
spiegelt der kommunale Finanzierungssaldo nur bedingt die finanzielle Leis-

tungsfähigkeit der Gemeinden wider; Gradmesser hierfür ist vor allem deren 

Investitionstätigkeit. Die Finanzierungssalden der Sozialversicherungsträger 

(Renten-, Arbeitslosen- und gesetzliche Krankenversicherung) schwanken zwar 

— vorwiegend liquiditätsbedingt — im Zeitablauf, aufgrund der Finanzierung ge-

1 Vgl. Grundlinien der Wirtschaftsentwicklung 2002/2003. Bearb.: Arbeitskreis Konjunktur. In: Wochenbericht 

des DIW, Nr. 1-2/2002. 
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Ein nationaler Stabilitätspakt- aber wie? 

Tabelle 1 

Finanzierungssaldo des Staates' 

T 1996 T 1997 1998 1999 2000 2001 2 

Mrd. DM 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Sozialversicherung 

-67,3 

-40,15 

-1,6 

-13,1 

-58,8 

-43,1 

0,1 

2,0 

-68,7 

-28,0 

8,4 

4,9 

-62,6 

-17,6 

9,8 

10,5 

-47,33 

-15,7 

9,1 

1,1 

-54,0 

-50,1 

2,2 

-3,1 

Insgesamt -122,6 -99,8 -83,4 -59,9 -52,8 -105,0 

In % des BIP 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Sozialversicherung 

-1,88 

-1,13 

-0,04 

-0,37 

-1,61 

-1,18 

0,00 

0,05 

-1,82 

-0,74 

0,22 

0,13 

-1,62 

-0,46 

0,25 

0,27 

-1,19 

-0,40 

0,23 

0,03 

-1,34 

-1,24 

0,05 

-0,08 

Insgesamt -3,42 -2,73 -2,21 -1,55 -1,33 -2,60 

1 In Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamt- 2 Vorläufig. 
rechnung. 3 Ohne UMTS-Lizenzen. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des 
DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Einnahmeausfälle durch 
Steuerreform und schwächere 
Konjunktur... 

keine Kompensation 
bei den Ausgaben 

mäß dem Äquivalenzprinzip sind die Defizite in der 

Regel aber nur von vorübergehender Natur. 

Die Entwicklung der öffentlichen Finanzen im Jahre 

2001 war von den Wirkungen der Steuerreform und 

den konjunkturbedingten Einnahmeausfällen ge-

prägt. Während die Mindereinnahmen aufgrund der 

Steuerreform mit 45 Mrd. DM zu Buche schlugen, 

betrugen die Steuerausfälle infolge der rezessiven 

Entwicklung 15 Mrd. DM.' Ähnlich hoch waren die 

konjunkturbedingten Beitragsausfälle bei den So-

zialversicherungsträgern. Insbesondere in den Län-

dern verschlechterte sich die Finanzlage erheblich, 

das Defizit schwoll von 16 Mrd. DM auf 50 Mrd. DM 

an. Beim Bund stieg das Defizit um 7 Mrd. DM auf 

54 Mrd. DM, während der Überschuss der Gemein-

den mit 2 Mrd. DM sehr viel niedriger als im Vorjahr 

ausfiel. Auch die Haushalte der Sozialversicherun-

gen schlossen defizitär ab; dabei spielte eine Rolle, 

dass die Beitragsentwicklung bei den Krankenkassen 

mit dem Ausgabenanstieg nicht Schritt hielt. 

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht war es ein Gebot 

der Stunde, dass die Finanzpolitik die in das Trans-

fersystem eingebauten Stabilisatoren wirksam wer-

den ließ und nicht als Folge der schrumpfenden Ein-

nahmen erneut auf die Ausgabenbremse trat. Da die 

wichtigsten - einkommensabhängigen - Steuerar-
ten als gemeinschaftliche Steuern konzipiert sind, 

werden die reform- wie auch die konjunkturbeding-

ten Steuerausfälle von allen Gebietskörperschaften 

entsprechend ihren Anteilen an diesen Steuern ge-

tragen. Sowohl der Bund als auch die Länder haben 
demnach die konjunkturelle Entwicklung gestützt, 

ebenso wie sie gemeinsam durch die Steuerrefon 

wichtige Wachstumsimpulse gegeben haben. Diese 

Aspekt droht im gegenwärtigen Streit zwische 

Bund und Ländern um die „Schuld" am höhere 

Defizit in den Hintergrund zu treten. Doch wird die 

ser Streit insbesondere dadurch genährt, dass di 
Budgetregeln auf der europäischen Ebene kein 

Entsprechung auf der nationalen Ebene finden. 

Innerstaatliche Umsetzungsprobleme 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Währung 

union haben sich im Rahmen des Stabilitäts- un 

Wachstumspaktes auf gemeinsame Spielregeln zj 

nachhaltigen Sicherung einer stabilitätskonform  
Fiskalpolitik geeinigt. Die fiskalpolitischen Kot 

vergenzkriterien für den Eintritt in die Währungs 

union - ein Haushaltsdefizit von nicht mehr als 3 

und eine Schuldenstandsquote von höchstens 60% 

des nominalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) - sind 

dauerhaft als Obergrenze etabliert. Grundsätzlich hW 

ben sich die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, einei 

ausgeglichenen oder überschüssigen GesamthausW 

anzustreben. Die Bedingungen, die ein Überschrei 

ten der Grenzen als „ausnahmsweise und vorüberge 

hend" gestatten, sind sehr restriktiv formuliert; zu, 

dem sind Sanktionen vorgesehen.' Auch müssen d1 

Mitgliedstaaten jährlich ein „Stabilitätsprogramrnj 

vorlegen, das aufzeigen soll, in welchem Zeitrahmet 

und auf welche Weise das Ziel eines ausgeglichenet 

Haushalts erreicht werden kann. 

Die Vereinbarungen über die Verschuldungsober 

grenzen verfolgen zwei Ziele: Zum einen soll deo 

öffentlichen Haushalten Raum zum „konjunkturel-

len Atmen" bleiben, indem die Wirkung der auto, 

matischen Stabilisatoren zur Entfaltung kommen. 
kann. Aus stabilitätspolitischen Erwägungen wurde 

dieser Spielraum allerdings sehr gering angesetzt 

Langfristig geht es zum anderen darum, den Gedan-

ken der „Nachhaltigkeit" durchzusetzen. Dazr 

zwingen nicht nur der bisher angehäufte Schulden-

stand, die damit verbundenen Zinslasten und der, 

eingeschränkte Handlungsspielraum; vor allem 
müssen die Finanzierungslasten, die sich künftig 

aus der Alterung der Bevölkerung ergeben, ins 

Blickfeld rücken. 

2 Als Referenzdient der Potentialpfad fürdas Wirtschaftswachstum. 
3 Nur in einer schweren Rezession, d. h. wenn das reale BIP innerhalb 
eines Jahres um 2 % schrumpft, ist ein kurzfristiges Überschreiten des 
Grenzwertes zulässig. Ist die Rezession schwächer und wird das Limit 
überschritten, sind Sanktionen von bis zu 0,5% des BIP vorgesehen. Bei 
einem Rückgang des BIP um 0,75% bis 2%verbleibt ein politischer Er-
messensspielraum zur Verhängung von Sanktionen, während bei einem 
geringeren Rückgang eine unverzinsliche Einlage droht. Die Höhe der 
Einlage ist auf 0,2 % des BIP als Sockelbetrag und eine variable Kompo-
nente festgelegt, die vom Ausmaß der Überschreitung des Limits abhän-
gig ist. Bei einem Defizit von 4 % des BIP errechnet sich eine Einlage vor' 
0,3 % des BIP. Die Höhe derjährlichen Einlage ist auf 0,5 % des BIP be-
schränkt. 
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Ein nationaler Stabilitätspakt— aber wie? 

Gemeinschaftliche Verant-
wortung von Bund und 
Ländern ... 

.. aber noch keine konkreten 
Verschuldungsregelungen 

Die Bundesregierung hat sich der EU gegenüber 

für die Einhaltung der Defizitkriterien verpflich-

tet. Dabei wird sie von den in ihrer Haushaltswirt-

schaft autonomen Ländern unterstützt. Diese Un-
terstützung leitet sich aus dem Grundsatz der Bun-

destreue und aus der gesamtstaatlichen Verantwor-

tung ab, wonach Bund und Länder ihre Kompeten-

zen stets gemeinschaftlich wahrzunehmen haben. 

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 

dass die Länder bei ihren Entscheidungen auch den 

Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleich-

gewichts Rechnung zu tragen haben. Zudem kann 

der Bund durch Bundesgesetz bzw. Rechtsverord-

nungen darauf hinwirken, dass die Länder sich 
konjunkturgerecht verhalten. Explizit wurde die 

gemeinschaftliche Verantwortung für die Einhal-

tung der Verschuldungsgrenzen durch eine Ände-

rung des Haushaltsgrundsätzegesetzes — mit Wir-

kung von 2005 an — zum Ausdruck gebracht. Dar-

in erklären Bund und Länder, dass sie eine Rück-

führung der Neuverschuldung mit dem Ziel ausge-

glichener Haushalte anstreben. Dabei soll der Fi-

nanzplanungsrat' Empfehlungen zu einer gemein-
samen Ausgabenlinie und zur Haushaltsdisziplin 

geben. Entspricht die Haushaltsdisziplin „nicht 

hinreichend" den Regeln auf der europäischen 

Ebene, so empfiehlt der Finanzplanungsrat Maß-

nahmen zur Wiederherstellung der Haushaltsdiszi-
plin. Neu an diesem Gesetz ist, dass sich Bund und 

Länder nicht nur zu ihrer gemeinsamen Verant-

wortung zur Umsetzung der Defizitgrenzen beken-

nen, sondern der Finanzplanungsrat die Aufgabe 

hat, konkrete Vorschläge zur Wiederherstellung 
der Haushaltsdisziplin zu machen. Bisher hatte 

sich dieses Gremium gleichsam rituell darauf be-

schränkt, Bund, Länder und Gemeinden auf der 
Ausgabenseite zu einem strikten Konsolidierungs-

kurs aufzurufen; nahezu in jedem Jahr wurde — un-

abhängig von den gesamtwirtschaftlichen Rah-

menbedingungen — als Leitlinie ein Ausgabenzu-

wachs um nicht mehr als 2 % formuliert. 

Auch die Änderung des Haushaltsgrundsätzegeset-

zes darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass auf 

nationaler Ebene noch immer keine konkreten Re-

gelungen für eine vertikale, ganz zu schweigen von 

einer horizontalen Aufteilung der Verschuldungs-

grenzen existieren. Es sind die Länder, die sich sol-

chen Regelungen noch verschließen. Über kurz 
oder lang wird ein nationaler Stabilitätspakt auf den 

Weg gebracht werden müssen, will man faktisch 

nicht dem Bund die Bürde auferlegen, für die Ein-

haltung der gesamtstaatlichen Defizitgrenze einzu-
stehen. Dabei wäre eine wichtige Voraussetzung für 

einen solchen Pakt erfüllt, nämlich ein weitreichen-

der vertikaler wie horizontaler Finanzausgleich, der 

für einen hohen Nivellierungsgrad in der regionalen 

Finanzkraft sorgt. 

Vertikale Verteilungsschlüssel 

Die Frage, welche Schlüssel für die vertikale Ver-

teilung zugrunde gelegt werden sollen, hängt zu-

nächst von dem Motiv der Schuldenaufnahme ab. 

Stabilitätspolitische Gesichtspunkte sprechen dafür, 

die zentrale Ebene mit mehr Verschuldungskompe-

tenzen auszustatten, denn der Bund hat die Defizite 

der Arbeitslosenversicherung auszugleichen. Erst 

recht ist eine höhere Quote geboten, wenn man dem 

Zentralstaat die Möglichkeit einer aktiven Kon-

junkturpolitik zugestehen wollte. Allerdings sind 

Länder und Gemeinden infolge ihres etwas höheren 

Anteils an den konjunkturell reagiblen Gemein-

schaftssteuern stärker von den konjunkturell be-

dingten Schwankungen des Steueraufkommens be-

troffen.' Stehen indes allokative Überlegungen im 

Vordergrund, so müssten den Gemeinden höhere 

Verschuldungsrechte eingeräumt werden, da vor al-

lem sie zukunftsorientierte (Investitions-)Ausgaben 

tätigen und der Aspekt der intergenerativen Lasten-

verteilung für eine Kreditfinanzierung öffentlicher 

Investitionen spricht: In späteren Perioden werfen 

diese Güter Nutzen ab, so dass die aus dem künf-
tigen Steueraufkommen zu zahlenden Zins- und Til-

gungsverpflichtungen als Entgelt für die Inan-

spruchnahme der Leistungen zu interpretieren sind 

— das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz wird pe-

riodengerecht umgesetzt. Gegen weitreichende Ver-

schuldungskompetenzen der Gemeinden spricht 

freilich ihr vergleichsweise geringes Einnahme-

potential, so dass die Zinsbelastungen schon bald 
die Grenzen kreditfinanzierter Aktivitäten aufzei-

gen. Abgesehen davon ist der Investitionsbegriff 
sehr eng gefasst, wenn nur Bauten und Ausrüstun-

gen betrachtet werden. Öffentliche Ausgaben für 
das Humankapital oder für Forschung und Entwick-
lung besitzen ebenso Zukunfts- und Investitions-

charakter. 

In der wirtschaftspolitischen Praxis dominieren sta-

bilitätspolitische Erwägungen. Auch die europäi-

schen Regelungen sind primär konjunkturpolitisch 

motiviert. Einen wichtigen Anhaltspunkt für die ver-

tikale Aufteilung der Obergrenzen erhält man, wenn 

man die um die innerstaatlichen Transfers bereinig-
ten Einnahmen von Bund und Ländern (einschließ-

lich ihrer Gemeinden)' gegenüberstellt. Überschlä-

gig errechnet sich ein Verhältnis von 45: 55, d. h. 

4 Dem Finanzplanungsrat gehören unter Vorsitz des Bundesministers für 
Finanzen die Bundesminister der Länder sowie Vertreter der kommunalen 
Ebene an. 
5 Etwa 70%des gesamten Steueraufkommens sind gemeinschaftliche 
Steuern; dazu zählen auch die besonders konjunkturabhängigen Einkom-
mensteuern, an denen Länder und Kommunen mit 57,5 % beteiligt sind. 
Erst recht ist die den Gemeinden zustehende Gewerbesteuer eng an die 
konjunkturelle Entwicklung gekoppelt. 
6 Es empfehlt sich, Länder und Gemeinden als Einheit zu betrachten, da 
Länder für eine aufgabengerechte Finanzierung ihrer Gemeinden im Rah-
men des kommunalen Finanzausgleichs verantwortlich sind. 
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Ein nationaler Stabilitätspakt - aber wie? 

Tabelle 2 

Einnahmen des Staates nach Haushaltsebenen' 
In % des Bruttoinlandsprodukts 

1996 1997 1998 1999 2000 

Bund  

Einnahmen 
darunter: innerstaatliche Transfers 

Länder 

Einnahmen 

darunter: innerstaatliche Transfers 

Gemeinden 

Einnahmen 

darunter: innerstaatliche Transfers 

Sozialversicherung 

Einnahmen 

darunter: innerstaatliche Transfers 

12,4 12,3 12,4 

0,3 0,3 0,2 

13,3 13,0 13,1 

2,3 2,2 2,2 

8,1 7,8 7,8 

3,0 2,8 2,7 

21,5 21,7 21,6 

2,9 2,9 3,2 

13,1 13,1 

0,2 03 

13,3 13,3 

2,1 2,1 

7,7 7,7 

2,6 2,6 

21,8 21,5 

3,6 3,6 

1 In Abgrenzung dervolkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung, bereinigt um intrasektorale Finanzströme. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des 
DIW Berlin. 

2 Ohne Steuern inländischer Sektoren an die EU. 

DIW Berlin 2002 

Unterschiedliche Defizit-
entwicklung in West und Ost 

Länder und Gemeinden könnten sich bis zu einer 
Obergrenze von 1,65 % und der Bund bis zu 1,35 % 
des nominellen BIP verschulden (Tabelle 2). Doch 
müssen die konjunkturellen Mehrbelastungen des 
Bundes in Form der Defizitfinanzierung der Arbeits-
losenversicherung in Rechnung gestellt werden. Die 
Erfahrungen zeigen, dass hierfür mindestens 0,3 Pro-
zentpunkte des BIP reserviert werden sollten.' 
Nimmt man diesen Wert als konjunkturellen Puffer, 
so verbleiben 2,7% des BIP zur Verteilung. Insge-

samt könnten Bund und Länder also jeweils 1,5 % 
des BIP als jährliches Neuverschuldungspotential in 
Anspruch nehmen. 

Horizontale Verteilungsschlüssel 

Mindestens ebenso umstritten wie die vertikale Ver-
teilung ist die horizontale Aufteilung der Verschul-
dungsgrenzen und der potentiellen Sanktionslasten. 
Dies liegt vor allem daran, dass trotz der nivellie-
renden Wirkung des Finanzausgleichs die Haus-
haltsdefizite der Länder und Gemeinden sehr stark 
streuen. Selbst im Aufschwungsjahr 2000 überstie-
gen die Defizite der ostdeutschen Flächenländer 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 

Thüringen den hier zugrunde gelegten Grenzwert 
von 1,35 % des BIP nicht unerheblich, während die 
wirtschaftsstarken westdeutschen Länder nur gerin-

ge Defizite aufwiesen, teilweise sogar Überschüsse 
erzielten (Tabelle 3).1 Doch wird die angespannte 
Finanzlage Bremens und des Saarlandes durch die 
Zuweisungen des Bundes zur Linderung von deren 
Haushaltsnotlagen überdeckt. Im Vorjahr waren 
aber auch die Defizite der westdeutschen Länder 

teilweise höher als der zulässige „Referenzwert". 

Besonders markant war der Defizitanstieg in Nie. 
dersachsen, daneben auch in Hamburg, Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg. Selbst Bayern, 
das in all den Jahren zuvor zum Teil erhebliche 
Überschüsse erzielt hatte, rutschte ins Minus. Als 
Ausnahmefall ist Berlin zu betrachten, obwohl die 
Hauptstadt in den vergangenen Jahren beachtliche 
Konsolidierungserfolge hatte. 

Aus Tabelle 4 ist ersichtlich, wie unterschiedlich ein-
zelne Verteilungsschlüssel die horizontalen Verschul-
dungsmöglichkeiten beeinflussen.' Wollte man sich 

am regionalisierten BIP orientieren, wären wohl die 
größten Konflikte programmiert, weil die Pro-Kopf-
Wirtschaftskraft in Ostdeutschland noch immer ex-
trem niedrig ist. Wird auf mittlere Frist ein ausge-
glichener Haushalt angestrebt, so müssten vor allem 
die ostdeutschen Länder und Gemeinden kräftige 
Einschnitte auf der Ausgabenseite verkraften. Wer-
den indes die jeweiligen Pro-Kopf-Einnahmen der 
Länder und Gemeinden als Verteilungsmaßstab her-
angezogen, so orientierte man sich an einem Indika- I 
tor, der Aufschluss über die Tragbarkeit der Zinslas-
ten gibt. Allerdings sollten die Mittel aus dem Län-
derfinanzausgleich und die Zuweisungen des Bun 

des ausgeklammert bleiben, weil sich die Verschul-, 
dungsrechte nicht auf die „externen" Mittel beziehen 
dürfen, deren Gewährung ja die Rechte der anderen 
Gebietskörperschaften einschränkt. Im Prinzip ist das 
Konfliktpotential ähnlich wie im Falle einer an der 
Wirtschaftskraft orientierten Verteilung. Wählt man 

hingegen die Pro-Kopf-Ausgaben als Maßstab, so 
würden „verschwenderische" Gebietskörperschaf-
ten belohnt, „solide" indes bestraft. Gemildert wür-
de dieser Effekt, wenn man die Primärausgaben 
(Ausgaben minus Zinsaufwand) zugrunde legt. 
denn in den Zinslasten dokumentiert sich das Über-
maß an Ausgaben in der Vergangenheit. 

Für den Schuldenstand als Maßstab spricht, dass 
Länder mit einem hohen Schuldenstand auch wei-
terhin auf das Instrument der Verschuldung ange-
wiesen sind. Da sich die Pro-Kopf-Verschuldung 

der ostdeutschen Länder und Gemeinden kaum 
mehr vom westdeutschen Niveau unterscheidet, lie-

gen in diesem Falle keine ungleichen Startbedin-
gungen vor. Doch auch hier gilt der Einwand, dass 

7 Überschlägig muss die Bundesanstalt für Arbeit zusätzlich je 100000 
Arbeitslose etwa 2,5 Mrd. DM aufwenden. Steigt aus konjunkturellen 
Gründen die Arbeitslosigkeit, so wäre bei einem Plus von einer halben 
Million Arbeitslosen der Rahmen ausgeschöpft. 
8 Dabei werden nicht die tatsächlichen Finanzierungsdefizite zugrunde 
gelegt, sondern die Einnahmen und Ausgaben werden um die Positionen 
„Darlehen und Beteiligungen` bereinigt, da diese als reine Finanztrans-
aktionen im System der VGR, das die Bezugsgröße für die Defizitobergren-
zen bildet, ausgeklammert bleiben. Aus methodischer Sicht ist zu fragen, 
ob das regionalisierte BIP eine geeignete Bezugsgröße ist, denn die Da-
ten sind mit Schätzunsicherheiten verbunden, die sich u. a. in späteren, 
oftmals erheblichen Korrekturen niederschlagen. 
9 Vgl. hierzu auch Dieter Vesper: Die Budgetregeln des Vertrags von 
Maastricht und ihre Auswirkungen auf untergeordnete Gebietskörper-
schaften. In: Beihefte der Konjunkturpolitik, Nr.49/1999. 
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Ein nationaler Stabilitätspakt - aber wie? 

Tabelle 3 

Finanzierungssaldo der Länder und Gemeinden 1998 bis 2001 

1998 1999 
1 

2000 2001 

Tatsäch-
licher 
Saldo 

Berei-
nigterr 
Saldo 

Bereinigter Saldo 
Tatsäch-
licher 
Saldo 

Berei-
nigter 
Saldo 

Tatsäch- I Berei-
Bereinigter Saldo licher i nigter' 

Saldo i Saldo 
Bereinigter Saldo 

Mill. DM 
DM je 1 in%des 

Einwohner 1nom. BIP Mill. DM 
DMje 1 m% des 

Einwohner nom. BIP Mill. DM 
DM je 1 in%des 

Einwohner' nom. BIP 

Tatsäch-
licher 
Saldo2 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thüringen 

1 174 

643 

-5594 

-2137 

23 

-1496 

-662 

-1488 

-1 541 

-4874 

-2274 

352 

-220 

-2662 

-796 

-1819 

3 053 

1 439 

-4482 

-1 952 

4 

-1401 

-665 

-1 094 

-1 546 

-3689 

-2 177 

382 

163 

-2423 

-681 

-1 596 

293 

119 

-1311 

-756 

6 

-824 

-110 

-607 

-197 

-205 

-542 

355 

36 

-901 

-247 

-646 

0,56 

0,22 

-3,03 

-2,47 

0,01 

-1,04 

-0,20 

-2,01 

-0,47 

-0,43 

-1,30 

0,84 

0,12 

-3,06 

-0,57 

-2,16 

2 296 

948 

-3627 

-1 546 

562 

-1 172 

632 

-1 120 

-1 768 

-3989 

-1414 

92 

-19 

-1 667 

-770 

-1 931 

2 827 

1 810 

-2434 

-1 388 

517 

-1 144 

574 

-750 

-1868 

-3202 

-1450 

44 

418 

-1 529 

-534 

-1 714 

270 

149 

-717 

-535 

775 

-672 

95 

-418 

-237 

-178 

-360 

41 

93 

-574 

-193 

-698 

0,51 

0,27 

-1,62 

-1,71 

1,23 

-0,83 

0,17 

-1,35 

-0,55 

-0,37 

-0,85 

0,09 

0,30 

-1,90 

-0,44 

-2,26 

242 

2124 

-4993 

-929 

-285 

-1 341 

438 

-1 158 

-1 618 

-3716 

-1 267 

7 

-339 

-1670 

-642 

-1 345 

1 171 

3 101 

-3981 

-843 

-281 

-1 311 

551 

-875 

-1 531 

-2849 

-1 298 

21 

643 

-1 566 

-507 

-1 235 

112 

255 

-1 177 

-324 

-424 

-768 

91 

-491 

-193 

-158 

-322 

20 

145 

-594 

-182 

-506 

0,20 

0,45 

-2,65 

-1,04 

-0,65 

-0,92 

0,16 

-1,58 

-0,44 

-0,32 

-0,74 

0,04 

0,45 

-1,94 

-0,41 

-1,61 

1 

-5 177 

-1 723 

-10233 

-1 691 

-596 

-3060 

-2615 

-1075 

-7086 

-13248 

-1989 

131 

-308 

-1972 

-1213 

-2039 

Insgesamt -23370 -16665 -203 -0,44 -14489 -9671 -118 -0,25 -16491 -11894 -145 -0,30 -538911 

Westdeutsche Flächenländer 

Ostdeutsche Flächenländer 

Stadtstaaten 

-7978 

-8326 

-7067 

-3884 -62 

-6929 -493 

-5878 -1015 

-0,13 

-1,63 

-1,81 

-3970 -1 799 

-6283 -4984 

-4237 -3062 

-29 

-356 

-531 

-0,06 -4432 

-1,15 -5441 

-0,93 -6618 

-1 342 

-4687 

-5573 

-21 

-337 

-969 

-0,04 

-1,07 

-1,66 

-32919 

-7084 

-13889 

1 Abzüglich Darlehen und Betei igungen. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. 

2 Vorläufiges Ergebnis. 

DIW Berlin 2002 

jenen Ländern und Gemeinden mit einer in der Ver-

gangenheit „soliden" Haushaltspolitik geringere 
Verschuldungsrechte für die Zukunft eingeräumt 

würden; zudem ist die finanzielle Tragfähigkeit der 
Länder mit hoher Verschuldung weniger gewähr-
leistet. Schließlich ist die Einwohnerzahl als Vertei-

lungsmaßstab zu nennen. Dieser Schlüssel ist zeit-
nah, leicht zu ermitteln und wenig strategieanfällig. 
Er hätte aber zur Konsequenz, dass die Neuver-

schuldungsrechte der bereits hochverschuldeten 
Länder erheblich eingeschränkt würden. 

Fazit 

Der aktuelle Streit um die „Verursacher" des hohen 
Defizits im Jahre 2001 weist auf die Dringlichkeit 
hin, für Deutschland einen Schlüssel zur vertikalen 
und horizontalen Verteilung der Schuldengrenzen 
zu finden. Zwar haben sich Bund und Länder nach 
mühevollen Verhandlungen im geänderten Haus-

haltsgrundsätzegesetz zur Einhaltung der Haus-
haltsdisziplin gemäß dem europäischen Stabilitäts-
und Wachstumspakt verpflichtet. Im Grundsatz 
wird durch die gezogenen Grenzen einer „Über-

schuldung" der Länder vorgebeugt. Doch sind die 
Verpflichtungen ebenso wie das vorgesehene Pro-

zedere zur Wiederherstellung der Haushaltsdiszi-
plin eher vage formuliert. Dies liegt vor allem dar-
an, dass die Länder eine weitere Einschränkung ih-
rer Handlungsmöglichkeiten befürchten. Für sie be-
sitzt die Verschuldung eine wichtige Pufferfunktion, 

da jedes einzelne Land für sich genommen über kei-
nerlei steuerpolitische Kompetenzen verfügt - die 
europäischen Vorgaben begrenzen zusätzlich ihre 

fiskalische Eigenständigkeit. Insofern sollte überlegt 
werden, den Ländern eine begrenzte Autonomie bei 
den Steuern - etwa in Form eines Zuschlagsrechts 
auf die Einkommensteuer- zu verschaffen. Ein solch 
begrenzter Zugriff in Verbindung mit einem stärke-
ren Zwang zur Haushaltsdisziplin würde im Grund-
satz auch den Haftungsverbund zwischen den einzel-

nen Gebietskörperschaften lockern. 

Über kurz oder lang werden sich Bund und Länder 
auf eine vertikale und horizontale Verteilung der 
Schuldengrenzen einigen müssen. Vergleichsweise 
einfach scheint eine vertikale Lösung zu sein. Hier 

bieten sich die um innerstaatliche Finanzströme be-
reinigten Einnahmequoten des Bundes auf der einen 
sowie der Länder und Gemeinden auf der anderen 
Seite an; zur Finanzierung des Defizits der Arbeits-

losenversicherung sollte dem Bund zusätzlicher 
Spielraum in Höhe von 0,3 % des BIP eingeräumt 
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Ein nationaler Stabilitätspakt - aber wie? 

Tabelle 4 

Horizontale Aufteilung der Verschuldungsobergrenzen der Länder 

und Gemeinden nach verschiedenen Schlüsseln 2000 

Anteile in% 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thuringen 

I 

Insgesamt 

Zahl der Schulden- Nominales Ein- I Primär- Bereinigter 
Einwohner stand BIP nahmen , ausgaben' • Saldo 

12,7 

14,7 

4,2 

3,1 

0,8 
2,1 

7,4 

2,2 

9,6 

21,9 

4,9 

1,3 

5,5 

3,3 

3,4 

3,0 

8,7 

7,5 

7,9 

3,4 

2,0 
3,9 

7,1 

2,3 

10,0 

24,8 

5,3 

1,9 

3,8 

4,0 

4,2 

3,3 

14,6 

17,3 

3,8 

2,0 

l,l 

3,6 

8,9 

1,4 

8,7 

22,4 

4,4 

1,2 

3,6 

2,0 

3,1 

1,9 

12,5 

14,8 

5,4 

3,3 

1,2 

2,7 

8,1 

2,3 

8,5 

21,0 

4,3 

1,3 

5,6 

3,3 

2,9 

3,0 

12,4 

14,6 

5,9 

3,4 

l,l 

2,7 

7,9 

2,4 

8,3 

20,8 

4,3 

1,2 

5,6 

3,5 

2,8 

3,1 

-9,8 

-26,1 

33,5 

7,1 

2,4 

11,0 

-4,6 

7,4 

12,9 

24,0 

10,9 

-0,2 

-5,4 

13,2 

4,3 

10,4 

i loo,o loo,o loo,o loo,o 100,0 100,0 

Westdeutsche Flächenländer 

Ostdeutsche Flächenländer 

Stadtstaaten 

75,8 

17,1 

7,1 

69,4 

16,8 

13,8 

80,6 

11,0 

8,4 

73,3 

17,5 

9,3 

72,3 

18,0 

9,7 

11,3 

39,4 

46,9 

1 Bereinigte Ausgaben minus Zinsausgaben. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Lösung zur vertikalen Verteilung 
vergleichsweise einfach 

werden. Die verbleibenden 2,7 % des BIP müssten 

- folgt man den Einnahmequoten - im Verhältnis 

von 45:55 auf Bund und Länder (einschließlich 

Gemeinden) verteilt werden. Im Endergebnis wür-

den die Defizitgrenzen zwischen beiden Ebenen 

hälftig aufgeteilt. 

Wesentlich schwieriger umzusetzen scheint die ho-

rizontale Aufteilung, weil die Ausgangsbedingun-

gen auf Länderebene höchst ungleich sind. Dabei 

haben sich infolge der Konsolidierungserfolge in 

den letzten Jahren die Voraussetzungen für eine Lö-

sung eigentlich verbessert, denn nur wenige Länder 

(Thüringen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vor-

pommern und Berlin) liegen oberhalb des hier zu-

grunde gelegten Referenzwertes. Der Konsolidie-

rungsprozess ist Beleg dafür, dass die Länder allein 

schon aufgrund der künftigen Zinsbelastungen ein 

starkes Interesse daran haben, die Haushaltsdefizite 

möglichst gering zu halten. Die Schwierigkeit be-

steht vor allem in einer Lösung für eine - nicht zu 
kurz bemessene - Übergangszeit, um insbesondere 

die ostdeutschen Problemlagen zu berücksichtigen. 

Langfristig bietet sich der bloße Einwohnerschlüs-

sel als Maßstab an; er würde verhindern, dass die 

neuen Länder und Gemeinden noch rascher als oh-

nedies an die Grenzen der finanziellen Tragfähig-

keit gelangen. Der Weg, über mehr kreditfinanzier-

te Infrastrukturausgaben zusätzlich regionales Wirt-

schaftswachstum zu generieren, ist risikoreich, zu-
mal von einer solchen Strategie auch andere Regio-

nen erheblich profitieren. Für die Übergangszeit 
wäre als Kompromiss ein Mischschlüssel aus Ein-

wohnerzahl und Schuldenstand vorstellbar. Für das 

hochverschuldete Berlin ist freilich keine dieser Lö-

sungen adäquat; hier wird der Bund Hilfen zur Ent-

schuldung leisten müssen. 

Eine Vereinbarung über die vertikale und horizon-

tale Aufteilung der Defizitobergrenzen muss zudem 

Sanktionsmechanismen für den Fall eines Fehlver-

haltens vorsehen. Ohne sie können die Obergrenzen 

kaum verbindlich innerstaatlich umgesetzt werden. 

Die Sanktionen müssten sich an den Vorgaben auf 

der europäischen Ebene orientieren. Dies impliziert 

keineswegs eine starre Regelgebundenheit; viel-

mehr behielte die Politik - verkörpert im Finanzpla-

nungsrat - durchaus Entscheidungsfreiheiten. 

In jedem Falle würden die innerstaatlichen Umset-

zungsprobleme erleichtert, wenn rasch ein Kon-

junkturaufschwung in Gang kommt, der zudem von 

längerer Dauer ist. Von ihm würden alle Haushalts-

ebenen und alle Regionen profitieren. Die Regelun-

gen des europäischen Stabilitäts- und Wachstums-

paktes benötigen nun einmal ein gesamtwirtschaft-

lich freundliches Umfeld. Dessen ungeachtet sind 

mit dem Pakt die politischen Handlungsspielräume 

und Flexibilitäten auf allen Ebenen enger geworden 

- dies müssen auch die Länder zur Kenntnis neh-

men. Eine geringe Flexibilität wird aber auch ge-

meinschaftliche Reformvorhaben in der Zukunft 

behindern. So werden steuerpolitische Maßnahmen 

immer schwerer zu realisieren sein, da Länder und 

Gemeinden auf Einnahmen verzichten müssen, die 

den Spielraum auf der Ausgabenseite zusätzlich be-

schneiden. Auch vor diesem Hintergrund sollte die 

Idee verfolgt werden, für die Defizitgrenzen des 

Stabilitäts- und Wachstumspaktes eine Konjunktur-

bereinigung vorzunehmen. 
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Gesamtwirtschaftliche Verlang-
samung hat sich zum Jahresaus-
klang 2001 verstärkt 

Die ersten Ergebnisse der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung für die Bundesrepublik Deutsch-
land für das vierte Quartal 2001' 

Andreas Cors 
acors@divide 

Einbruch bei den Anlage-
investitionen 

Zu Beginn diesesJahres hat das Statistische Bundesamt — wie zu diesem Zeitpunkt 

üblich — eine erste vorläufige Berechnung der wichtigsten Aggregate der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung für dasJahr2001 veröffentlicht .2 Die vom DIW 

Berlin hier vorgelegten ersten Ergebnisse für das vierte Quartal führen für das 

Jahr 2001 mit 0,5 % zu einer Wachstumsrate, die etwas niedriger ist als das amt-

liche Jahresergebnis (0,6 %). Dies resultiert einerseits daraus, dass inzwischen 

mehrstatistische Informationen über die letzten Monate des Jahres 2001 vorlie-
gen. Andererseits könnten die bislang für das Jahr 2001 veröffentlichten Quar-

talsdaten korrigiert worden sein. 

Im letzten Jahresviertel 2001 ist die gesamtwirt-

schaftliche Produktion nach ersten vorläufigen Be-

rechnunten etwas stärker gesunken als im Quartal 

zuvor. Das von Saisoneinflüssen und Kalenderun-

regelmäßigkeiten bereinigte Bruttoinlandsprodukt 

ging gegenüber dem Vorquartal um real 0,4 % zu-

rück. Der entsprechende Vorjahreswert wurde eben-

falls um 0,4 % unterschritten. Dies ist nicht zuletzt 

das Ergebnis des beschleunigten Rückgangs der 

Exporte; auch die weiterhin kraftlose Entwicklung 

bei den Ausrüstungs- und Lagerinvestitionen trug 

dazu bei. Dagegen wurden die Bauinvestitionen 

erstmals seit zwei Jahren wieder leicht ausgeweitet. 

Stabilisierend wirkte außerdem die Zunahme beim 

privaten Konsum. 

Insgesamt expandierte die gesamtwirtschaftliche 

Leistung im vergangenen Jahr um 0,5 %. Die starke 

Abschwächung der Dynamik ist hauptsächlich auf 

den Einbruch bei den Anlageinvestitionen zurück-

zuführen. Die Zunahme bei den Konsumausgaben — 

sie war von hohen Preissteigerungen beeinträchtigt 
— konnte dies nur teilweise ausgleichen. Auch ex-

pandierte das Auslandsgeschäft deutlich verhal-

tener. 

Der gesamtwirtschaftliche Preisanstieg beim Brut-
toinlandsprodukt erhöhte sich im Jahresendquartal 

beschleunigt. Ausschlaggebend dafür war, dass 

sich die Terms of Trade merklich verbesserten. 

Insgesamt errechnet sich für das Jahr 2001 ein De-

flationierungsfaktor von 1,1 %. Das nominale 

Bruttoinlandsprodukt war um 1,6% höher als im 

Jahre 2000. 

Arbeitsvolumen, Produktivität, Lohnstück-

kosten 

Die schwache Produktionsentwicklung im vierten 

Quartal ging einher mit einem Abbau sowohl der 

Beschäftigung als auch der Zahl der geleisteten Ar-

beitsstunden. Die Produktivität erhöhte sich um 
0,6%. 

Insgesamt verloren im Berichtszeitraum etwa 

35 000 Personen ihren Arbeitsplatz (nach einem 

Zuwachs um etwa 10000 Personen im dritten Jah-

resviertel). Bei der Zahl der Beschäftigten im verar-

beitenden Gewerbe und Bergbau verläuft die Ent-

wicklung zwischen Ost- und Westdeutschland seit 

Mitte vergangenen Jahres gespalten. Während die 

Beschäftigung seitdem in Westdeutschland in sai-
sonbereinigter Betrachtung rückläufig war, wurde 

sie in Ostdeutschland ausgeweitet. Ein anderes Bild 

zeigt sich im Baugewerbe: Hier war die Entwick-

lung in beiden Teilen Deutschlands gleichermaßen 

abwärts gerichtet, allerdings waren die Minusraten 

in Ostdeutschland deutlich größer. 

Im Jahresendquartal ist die Zahl der Arbeitslosen in 
Ostdeutschland mit 17 000 annähernd dreimal so 

rasch gestiegen wie im Quartal zuvor. In West-

deutschland war die Zunahme nicht so stark ausge-

1 Analysiert werden in diesem Bericht, soweit nicht anders gekennzeich-
net, Saison- und arbeitstäglich bereinigte Zeitreihen. Die Saisonbereini-
gung wurde nach dem Berliner Verfahren ( BV4) vorgenommen. Ergän-
zend wurde auch eine Saisonbereinigung mit X12-ARIMA durchgeführt 
(siehe Addendum am Ende dieses Berichts). 
2 Vgl. Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 
Fachserie 18, Reihe 1.1, Konten und Standardtabellen. Erste Ergebnisse 
der Inlandsproduktberechnung 2001; Januar 2002. 
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Gesamtwirtschaftliche Verlangsamung hat sich zum] ah resausklang 2001 verstärkt 

Tabelle 

Beiträge zum Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts' 

In Prozentpunkten 

Beschleunigter Anstieg 
der Lohnstückkosten 

Konjunkturelle Abkühlung vor 
allem im warenproduzierenden 
Gewerbe 

2000 
I II III IV I 

2001 
II III IV, 

Privater Konsum 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen 

Lagerinvestitionen 

Exporte 

Importe 

0,9 

0,3 

1,5 

-0,4 

4,9 

3,2 

1,7 

0,4 

0,4 

0,2 

3,7 

2,6 

0,8 

0,1 

0,2 

0,5 

3,6 

2,6 

-0,1 

0,2 

0,0 

1,1 

3,9 

3,6 

0,7 

03 

-0,6 

0,3 

2,7 

2,0 

0,7 

0,3 

-0,8 

-0,4 

2,4 

1,5 

0,5 

0,2 

_1,1 

-0,9 

1,6 

0,0 

0,8 

0,2 

-0,9 

-1,6 

-0,7 

-1,8 

Bruttoinlandsprodukt 4,1 3,9 2,6 1,5 1,4 0,6 0,3 -0,4 

1 Jeweils im Vergleich zum Vorjahr. 

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. 

2 Schätzung. 

DIW Berlin 2002 

prägt (+48 000 nach +33 000). Insgesamt waren im 
Dezember 2001 gut 150 000 Personen mehr arbeits-
los gemeldet als im Dezember des Vorjahres. 

Die Bruttolöhne und -gehälter expandierten im Jah-
resendquartal um 0,6 17c. Bei der gegebenen Konstel-

lation von Wachstum, Arbeitseinsatz und Einkom-
mensentwicklung stiegen die gesamtwirtschaftlichen 

Lohnstückkosten in Deutschland mit 0,9 % beschleu-
nigt. 

Beiträge der Wirtschaftsbereiche 

Die konjunkturelle Abwärtsentwicklung seit dem 
Frühjahr 2001 hat sich in erster Linie beim waren-
produzierenden Gewerbe niedergeschlagen. Im ver-
arbeitenden Gewerbe sank die Erzeugung zuletzt 
um 1,6 %. Der Produktionsrückgang verteilt sich 
nahezu gleichmäßig auf die Hauptgüterbereiche. 

Während bei den Vorleistungsgütern ein Produk-
tionsrückgang um 1,7 % zu Buche stand, ging die Er-
zeugung von Investitionsgütern um 1,3 % zurück. In 
den konsumnahen Bereichen der Gebrauchsgüter-
und Verbrauchsgüterproduktion nahm die Leistung 

vergleichsweise stärker ab (- 1,8 % bzw. -2,5 %). 

Beim Baugewerbe kam es im vierten Quartal an-
fangs zu einer Unterbrechung des abwärts gerichte-

ten Trends, doch setzte sich im weiteren Verlauf die 
schwache Entwicklung wieder durch. Über das gan-
ze Quartal gesehen übertraf die Produktion im Bau-

hauptgewerbe das Niveau vom Vorquartal deutlich 
(1 %). Im Ausbaugewerbe kam es dagegen vermut-

lich nur zu einer Stagnation, so dass die Wertschöp-
fung im Baugewerbe insgesamt nur um knapp 0,5 % 

expandierte. 

Im tertiären Sektor blieb das Wachstum im letzten 
Jahresviertel robust. Die konjunkturelle Verlangsa-

mung hat allerdings zu einer Minderung des Expan-
sionstempos geführt. In den verteilenden Bereichen 
kam es zu einer stärkeren Verlangsamung. Dabei 

war das Wachstumstempo im Verkehrsbereich fast 
ebenso hoch wie in der Vorperiode ( 1,0 % nach 
1,3 %), während im Handel die Erzeugung stagnier-
te (4,1 %). Ausschlaggebend war die Entwicklung 
im Großhandel; hier nahmen die nominalen Umsät-
ze, nachdem schon in allen drei Quartalen zuvor 
Rückgänge zu verzeichnen waren, nun drastisch ab. 
Auch der Einzelhandel konnte keine Akzente set-

zen. Das Dezemberergebnis beim Umsatz deutet 
mit real -4% auf ein schwaches Weihnachtsge-
schäft hin. 

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Die verfügbaren Einkommen der privaten Haushal-
te stagnierten im Berichtszeitraum. Dies geht vor 
allem auf die Entwicklung bei den Selbständigen-

und Vermögenseinkommen zurück. Die Nettolohn-
und -gehaltsumme expandierte mit 0,7 % nur wenig 
schwächer als im Vorquartal. Unter diesen Bedin-
gungen ist die merkliche Zunahme der Verbrauchs-
ausgaben nur mit einer verminderten Spartätigkeit 
zu erklären. Die im Zuge der Steuerreform zu Be-

ginn des Jahres 2001 gestiegene Sparquote der pri-
vaten Haushalte hat sich nun also wieder zurückge-

bildet. 

Deutliche Preisanhebungen bei Nahrungsmitteln 
und Mineralölprodukten führten dazu, dass die Kos-

ten für die Lebenshaltung bis zur Jahresmitte 2001 
beschleunigt stiegen. In den letzten Monaten des 
vergangenen Jahres hat sich der Preisauftrieb wie-
der spürbar verlangsamt. Eine Rolle spielte dabei, 

dass die Einfuhrpreise seit Juli 2001 sinken. Vor al-
lem einige Energieträger verbilligten sich spürbar; 

im Dezember 2001 lagen die Preise für Heizöl und 
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Gesamtwirtschaftliche Verlangsamung hat sich zum Jahresausklang 2001 verstärkt 

Abbildung 

Bruttoinlandsprodukt zu Preisen von 1995 

Bereinigte Vierteljahreswerte' 

Mrd. Euro 
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Veränderung der Ursprungswerte gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahresquartal 
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Phasen konjunkturellerAbschwächung. Berechnungen des DIW 
Berlin mit Hilfe des geglätteten saisonbereinigten Auslastungs-
koeffizienten der Unternehmen ohne Wohnungswirtschaft. 

1 Ausschaltung von Saisoneinflüssen und 
Kalenderunregelmäßigkeiten nach dem 
Berliner Verfahren (BV4). 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berech-
nungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Kraftstoffe um etwa 8 % unter denen vom Juli. 

Demgegenüber stiegen die Preise für Nahrungsmit-

tel auch zum Jahresende noch auffallend kräftig, im 

vierten Quartal um 0,5 % gegenüber dem Vorquar-

tal. Allerdings scheint der Höhepunkt nun auch hier 

überschritten. 

Privater Konsum nur wenig höher Bei den realen Ausgaben für den privaten Konsum 

kam es im Berichtszeitraum insgesamt zu einer 
leichten Expansion. Gegenüber dem Vorquartal 

stiegen sie, von einem niedrigen Niveau aus, um 

0,3 %. Wieder höher in der Verbrauchergunst stan-
den Kraftfahrzeuge. Auch wenn im Verlauf des 

vierten Quartals erneut die negativen Tendenzen die 

Oberhand gewannen, lagen die Neuzulassungen im 

Jahresendquartal um gut 2 % über ihrem Tiefpunkt 
im ersten Quartal des vergangenen Jahres. Insge-

samt erreichten die Neuzulassungen im Jahre 2001 

damit gerade das Niveau von 1995. Die realen Aus-

gaben für Verkehr- und Nachrichtenübermittlung 
waren im Berichtszeitraum um gut 5 % höher als 

vor Jahresfrist und trugen so wesentlich zur Expan-

sion des privaten Konsums bei. Auch die Ausgaben 

für Dienstleistungen sind gestiegen. Hingegen zeig-

ten die Verbraucher, wie bereits in den Vorquarta-

len, eine Kaufzurückhaltung bei langlebigen Ein-

richtungsgegenständen und Geräten für den Haus-

halt. Der Umsatz des Facheinzelhandels mit Mö-

beln und Geräten für den Haushalt nahm, in laufen-

den Preisen gerechnet, deutlich ab. 

Nachdem die realen Ausrüstungsinvestitionen im 

Jahre 2000 überdurchschnittlich ausgeweitet wor-

den waren (+8,7 %), kam es bereits zu Beginn des 

vergangenen Jahres zu einer merklichen Eintrü-

bung. Im letzten Jahresviertel sind sie weiter gesun-

ken. Der Indikator für die Bezüge von inländischen 

Lieferanten, der reale Inlandsumsatz von Investi-

tionsgütern, ist zuletzt mit einer Rate von 0,7 % spür-

bar zurückgegangen. Dabei spielte in erster Linie 

eine Rolle, dass die Nachfrage aus dem Ausland an 

Kraft verloren hat und die Unternehmen ihre Investi-

tionspläne fast ohne Verzögerung anpassten. Die Ka-

pazitätsauslastung sinkt seit mehr als einem Jahr. 

Im Baugewerbe war es nach außerordentlich kräfti-

gen Rückgängen in der ersten Jahreshälfte 2001 

nach der Sommerpause zu einer leichten Belebung 

gekommen. Trotz wieder einsetzender Rückgänge 
im Verlauf des letzten Jahresviertels reichte dies 

aus, um hier insgesamt zu höheren Bauinvestitionen 

zu kommen (+0,5 %), dies gilt gleichermaßen für 

Hochbauten wie für Tiefbauten. Insgesamt errech-

net sich für 2001 ein Rückgang der realen Bauinves-
titionen in Höhe von etwa 5,5 %. Während sich 

Wohngebäude im Gesamtjahr um 0,2% verbillig-

ten, stiegen die Preise für Bürogebäude und gewerb-

liche Betriebsgebäude um jeweils 0,3 %. 

Die reale Warenausfuhr ist im Berichtszeitraum — wie 

an dieser Stelle erwartet' — deutlich zurückgegangen, 

und zwar um knapp 2 %. Hierin wird nun vor allem 

der Rückgang der Nachfrage aus den europäischen 
Partnerländern — insbesondere aus Frankreich, dem 

wichtigsten Handelspartner — sowie aus Nordameri-
ka deutlich. Dabei sind erstmals die Lieferungen von 

Personenkraftwagen gesunken. Die Lieferungen in 

die Reformländer Osteuropas, namentlich nach Russ-

land, sowie in die OPEC-Länder konnten dagegen im 

Jahresendquartal noch merklich ausgeweitet werden. 

3 Vgl.: Konjunkturelle Schwäche hält an. Bearb.: Andreas Cors. In: Wochen-
bericht des DIW, Nr. 46-47/2001. 
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Nach wie vor expandieren die Lieferungen nach Chi-
na. Dagegen waren die Ausfuhren nach Südostasien 
und nach Japan weiterhin rückläufig. Auch bei den 
Einnahmen im Dienstleistungsverkehr hat sich die im 
Sommer einsetzende Abwärtsentwicklung unver-
mindert fortgesetzt. 

Die reale Wareneinfuhr ist im Jahresendquartal er-

neut gesunken und lag um rund 2 % unter dem Er-
gebnis vom Vorquartal. Parallel zu der weiter sin-
kenden Produktion in der Industrie sind erneut we-
niger industrielle Vorprodukte importiert worden. 
Dagegen verringerten sich die Importe von Fertig-
waren nur wenig. Dabei haben preiswerte Importe 
aus Osteuropa und aus China eine wichtige Rolle 
gespielt. Die Ausgaben im Dienstleistungsverkehr 
sind stärker zurückgegangen als die Einnahmen, 
nicht zuletzt deshalb, weil sich hier der Attentismus 
bei Fernreisen im Gefolge der Terroranschläge vom 
11. September ausgewirkt hat. 

Realer Außenbeitrag rückläufig Der reale Außenbeitrag ist damit gegenüber dem 
Vorquartal leicht gesunken. Wegen der bei rückläu-
figen Einfuhrpreisen und leicht steigenden Ausfuhr-
preisen deutlichen Verbesserung der Terms of Trade 
(2 %) hat der nominale Außenbeitrag um gut 10 Mrd. 
Euro zugenommen. 

Ausblick auf das erste Quartal 2002 

In den Monaten November und Dezember des ver-
gangenen Jahres kam — wie die Auftragseingänge 
bei der Industrie zeigen — die konjunkturelle Ab-
wärtsentwicklung zum Stehen. Die Auslandsaufträ-
ge nahmen zuletzt um 1,3% zu (Zweimonatsver-
gleich), und die Inlandsaufträge sanken nicht wei-

ter. Vor allem im Inland erzeugte Vorleistungsgüter 
wurden aus dem Ausland vermehrt nachgefragt. 
Aber auch im Investitionsgüterbereich war die 
Nachfragebelebung aus dem Ausland spürbar. Dies 
lässt darauf schließen, dass die Ausrüstungsinvesti-

tionen zu Beginn dieses Jahres wieder expandieren 
könnten. Bei den Bauinvestitionen wird der abwärts 
gerichtete Trend zurzeit durch günstige Witterungs-
einflüsse überlagert. Da gleichzeitig die Auftrags-
eingänge stagnieren, könnte es zu einem beschleu 
nigten Abbau der Auftragsbestände kommen. 

Sowohl die Lage auf dem Arbeitsmarkt als auch die 
Einkommensentwicklung lassen erwarten, dass der 
reale private Konsum im laufenden Quartal nur ver-
halten zulegen wird. Im Januar wurde die Mineral-

ölsteuer erneut erhöht — diesmal aber ohne entspre-
chende Kompensation bei den Beitragssätzen zur 
Rentenversicherung. Belastend kommt außerdem 
hinzu, dass die Beitragssätze zur Krankenversiche-
rung angehoben wurden. 

Der Rückgang der Exporte dürfte bereits in den er-
sten Monaten dieses Jahres zum Stillstand kommen; 
darauf deuten beim verarbeitenden Gewerbe die im 
November und Dezember wieder merklich gestie-
genen Auftragseingänge aus dem Ausland hin. Ein 
wichtiger Impuls geht von der sich anbahnenden 
konjunkturellen Erholung in den USA aus. Es ist 
damit zu rechnen, dass der Export in zunehmendem 
Maße zur konjunkturellen Erholung in Deutschland 
beitragen wird. 

Alles in allem könnte die gesamtwirtschaftliche 
Produktion im ersten Quartal 2002 um etwa 0,2% 
expandieren. Das Vorjahresniveau würde damit 
leicht übertroffen. 
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Tabelle 1 

Vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Deutschland 
Entstehung des Bruttoinlandsprodukts zu Preisen von 1995 und Lohnstückkosten 

Ursprungswerte (Mrd. Euro) 

Land- und Forstwirtschaft 
Produzierendes Gewerbe 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr 
Finanzierung, Vermietung und Untern.dienstleister 
Öffentliche und private Dienstleister 
Bruttowertschöpfung (unbereinigt) 

Bruttoinlandsprodukt 

Arbeitsvolumen ( Mill. Std.) 
Erwerbstätige (1 000 Personen)' 

Produktivität (Euro) 

Arbeitnehmerentgelt (Mrd. Euro)z 
Lohnstückkosten ( 1995 = 100)2-

1 2000 2001 
1999 2000 

III IV 1 II III IV 
2001 

I II III IV 

24,2 24,3 6,2 5,9 5,9 6,3 6,2 5,9 1 5,9 6,3 6,2 5,9 
555,5 548,0 136,6 141,6 133,7 136,8 140,6 144,4 135,0 136,1 137,8 139,1 
347,6 355,7 85,5 86,7 82,2 87,0 89,0 89,5 85,0 89,0 91,2 90,5 
566,1 581,3 138,5 139,3 i 137,7 139,8 144,4 144,1 141,7 143,5 148,3 147,8 
383,3 383,9 95,5 94,5 , 95,6 95,8 96,7 95,2 95,9 96,0 96,7 95,3 

1876,8 1893,2 462,3 467,9 455,0 465,7 476,9 479,2 463,5 470,9 480,2 478,6 

1968,5 1977,5 487,0 492,0 478,7 490,7 499,6 499,5 . 485,3 493,5 500,9 497,7 

57350 56 996 14 188 14 771 14 830 13 869 14 189 14 462 14 777 13 795 14 133 14 290 
38 701 38 746 38 357 38 666 38 140 38 629 38 909 39 124 ! 38 353 38 659 38 928 39 045 

34,3 34,7 34,3 33,3 32,3 35,4 35,2 34,5 ; 32,8 35,8 35,4 34,8 

1090,5 1112,9 264,3 298,2 ' 249,9 262,4 272,5 305,7 ' 257,0 267,7 277,2 310,9 
100,1 101,6 98,1 109,5 94,5 96,7 98,5 110,4 95,8 98,0 99,9 112,7 

Veränderung in % gegenüber Vorjahr 

Land- und Forstwirtschaft 
Produzierendes Gewerbe 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr 
Finanzierung, Vermietung und Untern.dienstleister 
Öffentliche und private Dienstleister 
Bruttowertschöpfung (unbereinigt) 

Bruttoinlandsprodukt 

Arbeitsvolumen 
Erwerbstätige' 

Produktivität 

Arbeitnehmerentgeltz 
Lohnstückkosten 2,3 A 

-0,2 
3,8 
4,6 
4,6 
1,3 
3,15 

3,0 

0,7 
1,6 
2,3 

2,9 
-0,2 

0,3 
-1,4 
2,3 
2,7 
0,2 
0,9 

0,5 

-0,6 
0,1 
1,1 

2,1 
1,5 

3,4 2,9 
-0,8 1,1 
6,1 7,1 
4,3 3,8 
0,4 0,6 
2,3 2,9 

2,1 3,0 

0,1 1,1 
1,3 1,3 
2,0 1,8 

2,7 2,3 
0,4 -0,7 

0,4 -0,4 -0,7 -0,2 
7,0 3,7 2,9 2,0 
5,1 5,9 4,1 3,2 
5,7 5,1 4,3 3,5 
1,5 1,8 1,2 0,8 
5,0 4,1 3,1 2,4 

4,1 3,9 2,6 1,5 

0,0 0,3 0,7 0,2 
1,0 -0,5 -2,0 -3,7 
3,4 2,4 2,4 l,l 
2,9 2,6 2,7 2,6 
0,4 0,2 0,1 0,0 
1,9 1,1 0,7 -0,1 

1,4 0,6 0,3 -0,4 

3,6 1,2 0,0 -2,1 -0,4 -0,5 -0,4 -1,2 
1,7 2,1 1,4 1,2 0,6 0,1 0,0 -0,2 
0,5 2,7 2,6 3,7 1,8 1,1 0,7 0,8 

3,5 2,8 3,1 2,5 
-0,7 - 1,1 0,4 0,8 

2,8 2,0 1,7 1,7 
1,3 1,4 1,4 2,0 

1999 
1 II III IV 

2000 
I II III IV 

2001 
1 II III IV 

Saisonbereinigte Werte^(Mrd. Euro) 

Land- und Forstwirtschaft' 
Produzierendes Gewerbe' 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr' 
Finanzierung, Vermietung und Untern.dienstleister' 
Öffentliche und private Dienstleister' 
Bruttowertschöpfung (unbereinigt)' 

Bruttoinlandsprodukt 
(nichtarbeitstäglich bereinigt) 

Arbeitsvolumen ( Mill. Std.) 
Erwerbstätige (1 000 Personen) 

Produktivität (Euro) 

Arbeitnehmerentgelt (Mrd. Euro) 
Lohnstückkosten ( 1995 = 100)2. 

6,0 6,0 6,0 6,0 
131,7 133,0 134,3 135,6 
81,4 82,1 83,6 84,8 

132,7 134,3 136,2 137,6 
94,3 94,2 94,7 95,0 

446,3 449,7 454,8 459,0 

471,4 474,8 480,1 485,5 

14 112 14 212 14 283 14 455 
37 917 37 932 38 170 38 328 

33,4 33,4 33,6 33,6 

261,7 264,4 265,7 267,6 
100,4 100,7 100,1 99,7 

6,0 6,1 6,1 
138,5 138,7 139,1 
85,4 86,9 87,2 88,1 
139,9 141,3 142,1 143,2 
95,5 96,0 96,0 96,1 

465,2 468,9 470,5 473,4 

489,6 492,5 493,1 494,0 

14 488 14 377 14 316 14 236 
38 549 38 727 38 734 38 795 

33,8 34,3 34,5 34,7 

269,9 271,7 273,8 275,1 
99,7 99,8 100,4 100,5 

6,1 6,1 
139.9 139.4 

6,1 6,1 6,1 
138,1 136,5 134,6 

88,5 88,9 89,3 89,3 
143,9 144,9 14 5, 9 14 6, 9 
96,0 96,1 96,0 96,1 

474,0 474,1 473,9 473,1 

495,6 494,9 494,4 492,7 

14 357 14 298 14 252 14 114 
38 767 38 741 38 752 38 717 

34,5 34,7 34,7 34,9 

276,7 277,3 278,5 280,3 
100,9 101,2 101,7 102,7 

Veränderung in%gegenüber Vorquartal 

Land- und Forstwirtschaft 
Produzierendes Gewerbe 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr 
Finanzierung, Vermietung und Untern.dienstleister 
Öffentliche und private Dienstleister 
Bruttowertschöpfung (unbereinigt) 

Bruttoinlandsprodukt 
(nicht arbeitstäglich bereinigt) 

Arbeitsvolumen 
Erwerbstätige 

Produktivität 

Arbeitnehmerentgelt' 
Lohnstückkosten2.3 

2,8 -0,6 0,6 -0,9 
-1,6 1,0 1,0 1,0 
2,8 0,9 1,7 1,5 
0,3 1,2 1,4 1,0 
0,0 -0,1 0,5 0,3 
0,2 0,8 1,1 0,9 

0,1 0,7 1,1 1,1 

-1,1 0,7 0,5 1,2 
0,2 0,0 0,6 0,4 
1,2 0,0 0,6 0,0 

0,4 1,0 0,5 0,7 

0,2 0,3 -0,6 -0,4 

0,0 1,2 0,1 1,2 
2,1 0,2 0,3 0,5 
0,7 1,8 0,4 1,0 
1,6 1,0 0,6 0,7 
0,6 0,4 0,0 0,2 
1,4 0,8 0,3 0,6 

0,8 0,6 0,1 0,2 

0,2 -0,8 -0,4 -0,6 
0,6 0,5 0,0 0,2 
0,7 1,3 0,5 0,7 

0,8 0,7 0,8 0,5 

0,1 0,0 0,6 0,2 

-1,1 0,2 0,6 0,3 
-0,3 -1,0 -1,2 -1,4 
0,5 0,5 0,4 -0,1 
0,5 0,7 0,7 0,7 

-0,1 0,1 0,0 0,1 
0,1 0,0 -0,1 -0,2 

0,3 -0,1 -0,1 -0,4 

0,9 -0,4 -0,3 -1,0 
-0,1 -0,1 0,0 -0,1 
-0,5 0,3 0,2 0,6 

0,6 0,2 0,4 0,6 

0,4 0,3 0,5 0,9 

1 Jahreswerte als Durchschnitt der Quartale. 
2 Inlandskonzept. 
3 Lohnkosten (Arbeitnehmerentgeltje Arbeitnehmer) in Relation zur Arbeitsproduktivität 
(Bruttoinlandsprodukt zu Preisen von 1995 je Erwerbstätigen). 

Quellen: Die den Berechnungen zugrunde liegenden Werte sind Angaben des Statistischen 
Bundesamtes (vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 3); die 
Vierteljahreswerte für das Arbeitsvolumen - und damit die der Produktivität - sind eigene 
Berechnungen, basierend aufjahresergebnissen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung. Beim neuesten Quartal handelt es sich in allen Fällen um erste vorläufige Berech-
nungen des DIW Berlin. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen bedingt. 

4 Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren ( BV4). Dieses Verfahren hat die Eigen-
schaft, dass sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte 
Werte in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverän-
dert geblieben ist. 
5 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 

DIW Berlin 2002 
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Tabelle 2 

Vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Deutschland 
Verteilung und Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Ursprungswerte 

2000 2001 
1999 

III IV 
2000 

1 II III IV 
2001 

I II III IV 

Verteilung des Bruttonationaleinkommens 

zu jeweiligen Preisen (Mrd. Euro) 

Arbeitnehmerentgelt 1089,3 1111,8 263,8 297,9 249,9 262,1 271,9 305,4 257,0 267,4 276,6 310,8 

Bruttolöhne und -gehälter 882,9 901,9 213,8 241,4 201,8 211,5 221,2 248,4 208,0 216,1 225,2 252,5 

Nettolöhneund -gehälter 570,0 588,8 141,6 152,0 131,5 134,0 147,0 157,5 136,6 138,9 151,5 161,8 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 416,6 415,0 108,2 85,4 113,7 109,8 108,2 85,0 113,8 110,6 107,7 82,8 

Produktions- u. Importabgaben abzügl. Subventionen 209,5 210,0 51,7 53,6 51,8 54,7 51,6 51,4 52,2 54,4 51,9 51,5 

Abschreibungen 302,5 313,8 , 73,0 73,6 74,4 75,5 75,9 76,7 77,4 78,2 78,7 79,5 

Bruttonationaleinkommen 2017,9 2050,6 , 496,8 510,5 489,9 501,9 507,7 518,4 500,4 510,6 515,0 524,6 

Nachrichtlich: 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

Sparquote (Sparen in% des verfügbaren Einkommens) 

1 300,7 

9,8 

1346,2 310,5 330,4 

10,2 8,4 9,0 

324,2 322,9 319,5 334,1 

13,4 9,2 8,2 8,6 

336,0 335,9 330,8 343,4 

13,7 9,6 8,9 8,7 

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

zu jeweiligen Preisen (Mrd. Euro) 

Privater Konsum' 1 182,6 1 218,2 287,0 303,3 283,1 295,7 296,0 307,9 292,1 306,0 303,9 316,1 

Staatskonsum 384,5 392,1 92,9 106,2 91,7 91,8 93,7 107,3 94,2 94,1 94,9 108,9 

Anlageinvestitionen 438,1 422,4 111,7 112,9 99,0 111,9 113,5 113,7 96,7 108,0 108,3 109,4 

Bauten 240,6 227,7 67,5 61,3 54,5 63,4 64,7 57,9 50,3 59,6 61,5 56,2 

Ausrüstungen 174,8 171,1 38,8 45,9 39,0 42,8 43,1 49,9 40,7 42,5 40,9 47,0 

Sonstige Anlagen 22,7 23,6 5,4 5,7 5,5 5,6 5,6 5,9 5,7 5,9 5,9 6,1 

Vorratsveränderungenz 12,4 -2,7 8,3 -16,0 11,2 0,0 11,4 -10,2 12,5 -2,5 6,6 -19,3 

Außenbeitrag 8,0 27,4 1,4 7,0 5,3 3,6 -1,4 0,5 5,9 7,1 3,9 10,4 

Exporte 683,3 718,1 146,6 160,5 159,8 167,3 169,5 186,6 177,5 183,1 175,9 181,6 

darunter: Waren 596,4 636,4 126,4 138,7 140,1 147,0 146,1 163,1 158,8 160,7 156,9 160,0 

Importe 675,3 690,8 145,2 153,5 154,5 163,7 170,9 186,1 171,6 176,0 172,0 171,2 

darunter: Waren 533,9 546,9 110,4 119,5 122,7 129,4 132,2 149,5 137,8 139,8 133,0 136,3 

Bruttoinlandsprodukt 2025,5 2057,3 501,3 513,3 490,2 503,0 513,1 519,2 501,5 512,8 517,6 525,5 

zu Preisen von 1995 ( Mrd. Euro) 

Privater Konsum' 1108,0 1121,2 271,4 287,6 267,3 278,3 275,4 287,0 270,6 281,7 278,1 290,8 

Staatskonsum 379,3 384,2 93,1 97,5 94,1 93,3 93,6 98,3 95,6 94,8 94,6 99,2 

Anlageinvestitionen 442,2 425,1 113,6 114,7 100,3 112,7 114,5 114,6 97,4 108,6 109,1 110,1 

Bauten 242,6 228,9 68,5 62,1 55,1 64,0 65,2 58,3 50,4 59,9 61,9 56,6 

Ausrüstungen 174,3 169,4 39,2 46,4 39,2 42,5 43,0 49,6 40,5 42,0 40,4 46,6 

Sonstige Anlagen 25,3 26,8 5,9 6,2 6,1 6,3 6,3 6,7 6,4 6,7 6,7 7,0 

Vorratsveränderungenz 3,3 - 10,0 6,9 -16,2 7,9 -3,3 9,2 -10,6 9,2 -5,4 4,6 -18,3 

Außenbeitrag 35,7 56,9 2,0 8,3 9,2 9,7 6,8 10,1 12,6 13,8 14,6 15,9 

Exporte 658,8 687,8 145,0 158,2 156,5 162,1 162,7 177,5 169,4 173,7 170,5 174,1 

darunter: Waren 576,6 608,3 125,7 137,5 137,7 142,7 140,8 155,5 151,7 152,7 149,7 154,1 

Importe 623,0 631,0 143,1 149,9 147,4 152,4 155,9 167,4 156,8 159,9 155,9 158,3 

darunter: Waren 497,4 505,4 111,4 118,8 118,3 121,9 122,0 135,2 126,7 128,5 122,0 128,2 

Bruttoinlandsprodukt 1968,5 1977,5 487,0 492,0 478,7 490,7 499,6 499,5 485,3 493,5 500,9 497,7 

Preisentwicklung ( 1995 = 100) 

Privater Konsum' 106,7 108,6 105,7 105,4 105,9 106,3 107,5 107,3 107,9 108,6 109,3 108,7 

Staatskonsum 101,4 102,0 99,8 108,9 97,5 98,3 100,1 109,1 98,6 99,2 100,2 109,8 

Bauten 99,2 99,5 98,5 98,7 99,1 99,1 99,2 99,4 99,7 99,4 99,3 99,4 

Ausrüstungen 100,3 101,0 99,0 98,9 99,5 100,7 100,2 100,5 100,5 101,3 101,2 101,0 

Exporte 103,7 104,4 101,1 101,4 102,1 103,3 104,2 105,1 104,8 105,4 103,2 104,3 

Importe 108,4 109,5 101,5 102,4 104,9 107,4 109,7 111,2 109,4 110,0 110,3 108,1 

Nachrichtlich: Terms of Trade 95,7 95,4 99,6 99,1 97,3 96,1 95,0 94,6 95,8 95,8 93,5 96,4 

Bruttoinlandsprodukt 102,9 104,0 102,9 104,3 102,4 102,5 102,7 103,9 103,3 103,9 103,3 105,6 

1 Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. 2 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen. 

Quellen: Die den Berechnungen zugrunde liegenden Werte sind Angaben des Statistischen Bundes-
amtes (vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 3). Beim neuesten Quartal 
handelt es sich in allen Fällen um erste vorläufige Berechnungen des DIW Berlin. Abweichungen in 
den Summen durch Runden der Zahlen bedingt. DIW Berlin 2002 
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Gesamtwirtschaftliche Verlangsamung hat sich zum Jahresausklang 2001 verstärkt 

Tabelle 3 

Vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Deutschland 
Verteilung und Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Entwicklung der Ursprungswerte 

2000 2001 
1999 

III IV I II 2000 111IV 
2001 

I II III IV 

Verteilung des Bruttonationaleinkommens 
zu jeweiligen Preisen 

Arbeitnehmerentgelt 

Bruttolöhne und -gehälter 

Nettolöhne und -gehälter 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

Produktions- u. Importabgaben abzügl. Subventionen 

Abschreibungen 

Bruttonationa leinkommen 

Nachrichtlich: 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

Sparquote 

2,9 

3,3 

3,9 

2,6 

1,6 

3,8 

2,9 

2,8 

2,1 

2,2 

3,3 

-0,4 

0,2 

3,7 

1,6 

3,5 

2,7 2,3 

3,0 2,6 

3,5 3,4 

-1,1 -1,5 

10,1 13,8 

2,0 2,4 

2,5 2,7 

2,9 3,9 

3,5 

3,9 

4,9 

9,3 

4,8 

3,2 

2,8 

3,1 

3,5 

1,4 

6,0 

3,7 

3,1 

3,5 

3,8 

-0,1 

-0,2 

4,0 

2,5 

2,9 

3,6 

-0,5 

-4,1 

4,2 

4,9 3,0 2,2 1,5 

3,6 3,7 2,9 1,1 

2,8 2,0 1,7 1,8 

3,1 2,2 1,8 1,7 

3,9 3,6 3,1 2,7 

0,1 0,8 -0,4 -2,5 

0,8 -0,4 0,5 0,1 

3,9 3,6 3,7 3,7 

2,1 1,7 1,4 1,2 

3,6 4,0 3,5 2,8 

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

zu jeweiligen Preisen 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen 

Bauten 

Ausrüstungen 

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen  

Außenbeitrag 

Exporte 

darunter: Waren 

Importe 

darunter: Waren 

Bruttoinlandsprodukt 

2,9 

1,6 

2,8 

-1,9 

9,7 

6,0 

16,5 

17,0 

18,5 

20,5 

2,6 

3,0 

2,0 

-3,6 

-5,4 

-2,1 

4,3 

5,1 

6,7 

2,3 

2,5 

1,6 

3,3 

2,9 

3,5 

1,8 

5,8 

8,7 

5,9 

6,3 

8,5 

8,7 

3,5 

2,8 

4,8 

3,8 

5,2 

12,9 

12,4 

11,9 

14,6 

13,0 

2,4 3,0 

3,1 3,9 3,1 1,5 

2,7 1,9 0,9 1,1 

7,4 2,4 1,6 0,8 

4,8 -1,6 -4,2 -5,4 

10,8 8,6 11,1 8,6 

9,5 6,4 4,1 4,2 

19,1 15,2 15,6 16,3 

18,4 16,4 15,6 17,6 

18,2 16,7 17,7 21,2 

18,7 17,8 19,8 25,1 

3,9 3,2 2,4 1,1 

3,2 3,5 2,7 2,7 

2,8 2,6 1,2 1,5 

-2,3 -3,4 -4,5 -3,8 

-7,8 -6,0 -4,9 -2,9 

4,4 -0,7 -5,2 -5,7 

3,7 4,9 4,9 3,5 

11,1 9,4 3,8 -2,7 

13,3 9,3 7,4 -1,9 

11,0 7,5 0,6 -8,0 

12,3 8,0 0,6 -8,8 

2,3 2,0 0,9 1,2 

zu Preisen von 1995 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen 

Bauten 

Ausrüstungen 

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen  

Außenbeitrag 

Exporte 

da ru nte r: Wa re n 

Importe 

darunter: Waren 

Bruttoinlandsprodukt 

1,5 

1,2 

2,3 

-2,5 

8,7 

8,9 

13,2 

13,5 

10,0 

10,6 

3,0 

1,2 

1,3 

-3,9 

-5,6 

-2,8 

6,1 

4,4 

5,5 

1,3 

1,6 

0,5 

3,0 

1,4 

4,5 

2,4 

7,1 

12,5 

6,6 

7,3 

8,9 

9,5 

2,8 

1,7 

5,5 

4,1 

6,2 

16,5 

11,8 

11,3 

11,2 

9,4 

2,1 3,0 

1,6 

1,6 

7,3 

4,4 

10,9 

12,8 

16,7 

16,1 

10,9 

10,5 

3,0 

1,9 

1,9 

-2,3 

7,9 

9,3 

12,2 

13,1 

8,6 

8,5 

4,1 3,9 

1,5 

0,6 

0,8 

-4,9 

9,7 

7,0 

12,2 

12,0 

9,0 

9,5 

-0,2 

0,8 

-0,1 

-6,0 

6,9 

7,2 

12,2 

13,1 

11,7 

13,8 

2,6 1,5 

1,2 1,2 1,0 1,3 

1,6 1,6 1,1 0,9 

-2,9 -3,7 -4,8 -3,9 

-8,4 -6,4 -5,0 -3,0 

3,4 -1,2 -6,1 -6,2 

5,8 6,9 6,7 5,1 

8,2 7,2 4,8 -1,9 

10,2 7,1 6,3 -0,9 

6,4 4,9 0,0 -5,4 

7,0 5,4 0,0 -5,1 

1,4 0,6 0,3 -0,4 

Preisentwicklung ( 1995 = 100) 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Bauten 

Ausrüstungen 

Exporte 

Importe 

Nachrichtlich: Terms of Trade 

Bruttoinlandsprodukt 

1,4 

0,4 

0,6 

0,9 

2,9 

7,7 

-4,5 

-0,4 

1,8 

0,7 

0,3 

0,7 

0,7 

1,0 

-0,3 

0,2 0,8 

1,5 l,l 

-0,6 -0,2 

-1,2 -0,9 

-0,7 0,6 

-0,3 3,1 

-0,3 -2,4 

0,3 0,0 

1,4 0,9 1,6 1,7 

1,1 0,0 0,3 0,2 

0,4 0,7 0,7 0,6 

0,0 0,6 1,2 1,6 

2,0 2,7 3,1 3,6 

6,6 7,4 8,0 8,6 

-4,3 -4,4 -4,6 -4,5 

-0,3 -0,7 -0,2 -0,4 

1,9 2,2 1,7 1,3 

1,2 0,9 0,1 0,6 

0,7 0,4 0,1 0,0 

1,0 0,6 1,0 0,5 

2,6 2,1 -1,0 -0,8 

4,3 2,4 0,6 -2,7 

-1,6 -0,4 -1,6 2,0 

0,9 1,4 0,6 1,6 

1 Veränderung in% gegenüber Vorjahr. 
2 Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Quellen: Die den Berechnungen zugrunde liegenden Werte sind Angaben des Statistischen Bundes-
amtes (vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 3). Beim neuesten Quartal 
handelt es sich in allen Fällen um erste vorläufige Berechnungen des DIW Berlin. 

3 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen. 

DIW Berlin 2002 
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Gesamtwirtschaftliche Verlangsamung hat sich zum Jahresausklang 2001 verstärkt 

Tabelle 4 

Vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Deutschland 
Verteilung und Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Saisonbereinigte Werte' 

1999 
I II III 

2000 
IV I II III IV I 

2001 
II III IV 

Verteilung des Bruttonationaleinkommens 
zu jeweiligen Preisen (Mrd. Euro)2 

Arbeitnehmerentgelt 

Bruttolöhne und -gehälter 

Nettolöhne und -gehälter 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

Produktions- u. Importabgaben abzügl. Subventionen 

Abschreibungen 

Bruttonationaleinkommen 

Nachrichtlich: 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

Sparquote (Sparen in % des verfügbaen Einkommens) 

1 046 1 05 6 1 062 1 069 1 07 8 1 086 1 094 1 099 1 106 1 108 1 113 1 120 

844 853 858 864 873 879 887 892 897 899 903 908 

539 547 552 556 563 566 573 578 583 587 591 595 

398 410 411 413 425 415 415 416 420 419 413 408 

200 200 209 215 210 212 209 207 211 210 210 209 

289 290 292 295 298 301 304 307 310 312 315 318 

1932 1 957 1 974 1 993 2011 2014 2022 2029 ' 2046 2049 2052 2056 

1 246 1 257 1 270 1 290 1 290 1 298 1 306 1 311 1 335 1 348 1 351 1 353 

9,6 9,9 10,0 10,2 10,0 9,8 9,8 9,9 10,2 10,3 10,5 10,1 

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

zu jeweiligen Preisen (Mrd. Euro)z 

Privater Konsum3 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen" 

Bauten° 

Ausrüstungen  ̂

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen° s 

Außenbeitrag" 

Exporte° 

darunter: Waren° 

Importe  

darunter: Waren  

Bruttoinlandsprodukt' 

1 136 1 142 1 153 1 168 1 171 1 181 1 189 1 191 1 207 1 219 1 220 1 227 

374 376 381 383 382 383 385 387 392 393 391 394 

415 425 429 433 439 438 438 437 430 424 419 418 

239 245 247 248 247 242 238 235 230 227 226 228 

155 158 160 163 170 174 177 179 176 173 169 167 

20 21 22 22 22 23 23 23 23 24 24 24 

6 4 3 -1 3 11 13 18 10 1 -6 -20 

17 16 17 21 17 10 8 1 16 23 29 43 

554 569 592 609 645 668 692 728 722 733 719 706 

483 492 516 528 559 586 602 640 639 644 645 627 

537 553 575 587 628 658 685 727 706 710 690 663 

419 429 449 454 492 519 542 580 561 563 546 523 

1 948 1 963 1 982 2004 2013 2023 2033 203S 2055 2059 20S4 2062 

zu Preisen von 1995 (Mrd. Euro)z 

Privater Konsum3 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen° 

Bauten  

Ausrüstungen  

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen" 5 

Außenbeitrag  ̂

Exporte  

darunter: Waren  

Importe  

darunter: Waren  

Bruttoinlandsprodukt° 

1 084 1 08 5 1 095 1 106 1 104 1 111 1 111 1 107 1 117 1 122 1 122 1 125 

373 373 376 378 378 379 379 381 384 385 384 385 

420 431 436 440 445 443 442 440 433 427 422 421 

243 249 251 251 250 244 240 236 231 228 228 229 

156 159 162 165 170 173 177 178 175 172 167 165 

22 23 24 24 25 25 25 26 26 27 27 27 

0 -3 -5 -10 -5 1 4 9 1 -7 -14 -24 

9 12 17 27 35 36 36 39 47 53 65 64 

552 566 587 601 630 648 664 694 688 697 695 680 

483 492 513 523 548 569 580 610 609 612 616 604 

543 555 569 574 595 612 628 655 641 644 630 616 

432 441 453 452 472 487 502 526 513 516 504 495 

1 886 1 898 1919 1940 1 956 1970 1 972 1976 1 982 1979 1 978 1 971 

Preisentwicklung ( 1995 = 100) 

Privater Konsum3 

Staatskonsum 

Bauten 

Ausrüstungen 

Exporte 

Importe 

Nachrichtlich: Terms of Trade 

Bruttoinlandsprodukt 

104,8 105.2 105,3 10 5, 7 

100,3 100,9 101,2 101,2 

98,6 98,4 98,5 98,7 

99,7 99,5 99,2 99,2 

100,4 100,5 100,9 101,4 

98,9 99,8 100,9 102,5 

101,5 100,7 100,0 98,9 

103,3 103,4 103,3 103,3 

106,1 

101,1 

98,9 

99,7 

102,4 

105,6 

97,0 

106,3 

101,0 

99,2 

100,1 

103,1 

107,4 

96,0 

107,0 

101,5 

99,3 

100,4 

104,3 

109,1 

95,7 

107,5 

101,5 

99,4 

100,8 

104,9 

111,0 

94,5 

102,9 102,7 103,1 103,0 

108,1 

102,1 

99,6 

100,7 

105,0 

110,2 

95,3 

108,7 108,8 109,0 

102,0 101,7 102,2 

99,5 99,4 99,4 

100,8 101,3 101,2 

105,1 103,5 103,9 

110,2 109,6 107,9 

95,4 94,4 96,3 

103,7 104,0 103,8 104,6 

1 Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren ( BV4). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, 
dass sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte Werte in der 
Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverändert geblieben ist. 
2 Vierteljahresdaten auf Jahresbasis hochgerechnet. 

Quellen: Die den Berechnungen zugrunde liegenden Werte sind Angaben des Statistischen Bundes-
amtes (vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 3). Beim neuesten Quartal 
handelt es sich in allen Fällen um erste vorläufige Berechnungen des DIW Berlin. 

3 Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck. 
4 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 
5 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen. 

DIW Berlin 20C 
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Gesamtwirtschaftliche Verlangsamung hat sich zum Jahresausklang 2001 verstärkt 

Tabelle 5 

Vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Deutschland 
Verteilung und Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Entwicklung der saisonbereinigten Werter 

1999 
I II III IV 

2000 
I II III IV 

2001 
I II III IV 

Verteilung des Bruttonationaleinkommens 
zu jeweiligen Preisen 

Arbeitnehmerentgelt 

Bruttolöhne und -gehälter 

Nettolöhne und -gehälter 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

Produktions- u. Importabgaben abzügl. Subventionen 

Abschreibungen 

Bruttonationaleinkommen 

Nachrichtlich: 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

Sparquote 

0,4 1,0 0,5 0,7 

0,5 l,l 0,6 0,8 

0,5 1,4 0,9 0,9 

-3,3 3,1 0,3 0,6 

4,8 -0,1 4,4 3,1 

0,3 0,6 0,7 0,8 

0,0 1,3 0,9 1,0 

0,6 0,9 1,0 1,6 

0,8 0,7 0,8 0,5 

1,0 0,8 0,9 0,6 

1,1 0,7 1,1 0,9 

2,8 -2,3 -0,1 0,3 

-2,5 1,1 -1,5 -0,8 

1,1 1,1 1,0 1,0 

0,9 0,1 0,4 0,4 

0,0 0,6 0,6 0,4 

0,6 0,2 0,4 0,6 

0,5 0,2 0,5 0,6 

0,8 0,7 0,8 0,7 

1,0 -0,3 -1,2 -1,2 

2,0 -0,5 -0,1 -0,7 

0,9 0,8 1,0 1,0 

0,8 0,1 0,1 0,2 

1,9 0,9 0,3 0,1 

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

zu jeweiligen Preisen 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen 

Bauten 

Ausrüstungen 

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen  

Außenbeitrag 

Exporte 

darunter: Waren 

Importe 

darunter: Waren 

Bruttoinlandsprodukt 

.4 

1,0 

0,7 

0,1 

-0,2 

0,0 

3,6 

1,0 

0,9 

2,3 

1,7 

0,6 

0,6 

2,3 

2,4 

2,0 

3,2 

2,6 

1,9 

2,9 

2,6 

0,9 

1,2 

1,1 

0,8 

1,3 

2,4 

4,1 

4,8 

4,1 

4,5 

1,4 

0,5 

0,9 

0,2 

1,8 

2,6 

2,8 

2,3 

2,1 

1,1 

0,3 0,8 1,0 1,1 

0,2 0,8 0,7 0,2 

-0,1 0,3 0,5 0,5 

1,5 -0,2 0,0 -0,3 

-0,1 -2,0 -1,7 -1,3 

3,9 2,3 2,2 0,9 

0,8 0,4 0,8 1,7 

6,0 

5,9 

7,0 

8,4 

3,5 

4,8 

4,7 

5,4 

3,7 

2,8 

4,0 

4,5 

5,1 

6,3 

6,1 

7,2 

0,4 0,5 0,5 0,1 

1,4 1,0 0,1 0,5 

l,l 0,2 -0,5 0,8 

-1,7 -1,4 -1,1 -0,2 

-2,0 -1,4 -0,3 0,5 

-1,5 -2,0 -2,3 -1,2 

0,7 1,6 0,8 0,5 

-0,8 1,5 -1,9 -1,8 

-0,2 0,8 0,1 -2,7 

-2,8 0,5 -2,8 -4,0 

-3,4 0,4 -3,0 -4,2 

1,0 0,2 -0,3 0,4 

zu Preisen von 1995 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen 

Bauten 

Ausrüstungen 

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen  

Außenbeitrag 

Exporte 

darunter: Waren 

Importe 

darunter: Waren 

Bruttoinlandsprodukt 

1,0 0,1 0,9 1,0 

0,2 0,0 0,9 0,4 

0,5 2,6 1,1 0,9 

0,2 2,6 0,7 0,0 

0,4 2,3 1,6 1,9 

4,7 4,1 3,1 3,2 

1,4 2,6 3,6 2,4 

1,4 2,0 4,2 1,9 

2,9 2,2 2,7 0,8 

2,5 2,0 2,8 -0,2 

0,2 0,6 1,1 1,1 

-0,2 0,7 -0,1 -0,3 

0,1 0,3 0,1 0,4 

1,1 -0,5 -0,2 -0,4 

-0,3 -2,2 -1,9 -1,4 

3,2 1,9 2,0 0,5 

1,7 1,0 1,4 2,4 

4,9 2,8 2,5 4,5 

4,7 3,9 2,0 5,1 

3,6 2,9 2,6 4,2 

4,5 3,2 3,0 4,8 

0,8 0,7 0,1 0,2 

0,9 0,4 0,0 0,3 

0,6 0,3 -0,2 0,2 

-1,6 -1,5 -1,2 -0,2 

-2,1 -1,4 -0,2 0,5 

-1,4 -2,1 -2,8 -1,3 

0,9 2,1 1,2 1,0 

-0,8 1,3 -0,3 -2,1 

-0,2 0,6 0,6 -1,9 

-2,1 0,4 -2,1 -2,3 

-2,5 0,5 -2,3 -1,8 

0,3 -0,1 -0,1 -0,4 

Preisentwicklung ( 1995 = 100) 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Bauten 

Ausrüstungen 

Exporte 

Importe 

Nach richtlich: Terms of Trade 

Bruttoinlandsprodukt 

-0,1 0,4 0,0 0,4 

0,4 0,6 0,3 0,0 

-0,3 -0,2 0,1 0,2 

-0,4 -0,2 -0,3 0,0 

-0,4 0,1 0,4 0,5 

-0,7 0,8 1,2 1,6 

0,3 -0,7 -0,8 -1,1 

0,1 0,1 -0,2 0,0 

0,4 0,1 0,7 0,5 

-0,1 0,0 0,4 0,0 

0,2 0,2 0,2 0,1 

0,5 0,4 0,2 0,4 

1,0 0,7 1,2 0,5 

3,0 1,8 1,5 1,7 

-2,0 -1,0 -0,3 -1,2 

-0,4 -0,2 0,4 -0,1 

0,5 0,5 0,1 0,2 

0,5 -0,1 -0,3 0,4 

0,2 -0,1 -0,1 0,0 

0,0 0,1 0,5 0,0 

0,1 0,1 -1,5 0,4 

-0,7 -0,1 -0,5 -1,6 

0,8 0,1 -1,0 2,0 

0,7 0,3 -0,2 0,8 

1 Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV4). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, 2 Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne 
dass sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte Werte in der Erwerbszweck. 
Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverändert geblieben ist. 3 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen. 
Veränderung in % gegenüber Vorquartal. 

Quellen: Die den Berechnungen zugrunde liegenden Werte sind Angaben des Statistischen Bundes-
amtes (vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 3). Beim neuesten Quartal 
handelt es sich in allen Fällen um erste vorläufige Berechnungen des DIW Berlin.  DIW Berlin 2002 
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Gesamtwirtschaftliche Verlangsamung hat sich zum Jahresausklang 2001 verstärkt 

Addendum: Saisonbereinigte Ergebnisse nach dem X12-ARIMA-Verfahren 

Das DIW hat in seinen Konjunkturberichten zur vierteljährlichen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
bisher ausschließlich mit der BV4-Methode und eigenen Arbeitstagefaktoren saison- und arbeitstäglich 
bereinigte Ergebnisse veröffentlicht. Um aber die Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit der amtlichen Sta. 
tistik zu wahren, werden ausgewählte saisonbereinigte Verläufe, die mit dem X 12-ARIMA-Verfahren 
berechnet werden, zusätzlich ausgewiesen. Diesen liegen auch die vom Statistischen Bundesamt benutz. 

ten spezifischen Parametereinstellungen und Kalenderfaktoren zugrunde. Abweichungen in den Ergeb-
nissen zur BV4-Methode sind in erster Linie mit der Verwendung unterschiedlicher Kalenderfaktoren zu 
erklären. Dies kann bei den Quartalsverläufen zu größeren Abweichungen führen. In der Halbjahresbe. 
trachtung gleichen sich diese aber annähernd wieder aus. 

Tabelle 6 

Vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für Deutschland 
Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 

Saisonbereinigte Werte nach XI 2-ARIMA 

1999 
1 II III IV 

2000 
1 II III IV 

2001 
1 II III IV 

Zu Preisen von 1995 (Mrd. Euro)r 

Privater Konsum'-' 

Staatskonsum 

An1ageinvestitionen3 

Bauten3 

Ausrüstungen3 

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen  

Außenbeitrag3 

Exportei 

darunter: Waren3 

Importei 

darunter: Waren3 

Bruttoinlandsprodukt' 

1 091 1 081 1 091 1 098 

374 372 375 378 

423 426 435 434 

245 246 251 248 

156 157 160 161 

22 23 24 24 

-2 -2 -6 -3 

7 13 18 22 

549 571 588 604 

481 497 514 526 

542 558 570 582 

432 444 456 457 

1 893 1 890 1913 1 929 

1 102 1 114 1 111 1 106 

380 379 378 381 

440 441 446 441 

246 244 242 238 

169 172 179 178 

25 25 25 26 

-11 3 0 19 

39 35 40 30 

631 646 668 690 

548 567 584 607 

592 611 628 660 

469 486 505 529 

1 949 1 972 1 974 1 977 

1 119 1 128 1 125 1 118 

385 386 382 384 

432 425 422 427 

230 228 228 231 

176 170 167 169 

26 27 27 27 

-4 -5 -21 -11 

53 50 72 54 

688 693 700 682 

609 607 621 606 

635 642 628 628 

506 514 505 506 

1 985 1 985 1980 1 972 

Veränderung in%gegenüber Vorquartal 

Privater Konsumz 

Staatskonsum 

Anlageinvestitionen 

Bauten 

Ausrüstungen 

Sonstige Anlagen 

Vorratsveränderungen' 

Außenbeitrag 

Exporte 

darunter: Waren 

Importe 

darunter: Waren 

Bruttoinlandsprodukt 

2,1 -1,0 0,9 0,7 

0,8 -0,6 0,9 0,6 

2,8 0,8 2,0 -0,1 

2,6 0,7 1,8 -0,9 

2,5 0,5 2,0 0,7 

6,2 4,0 2,8 2,9 

1,3 3,9 3,1 2,7 

1,5 3,2 3,6 2,3 

3,2 2,9 2,1 2,1 

3,1 2,9 2,6 0,2 

l,l -0,2 1,2 0,8 

0,3 1,1 -0,3 -0,4 

0,5 -0,1 -0,4 0,9 

1,3 0,3 1,0 -0,9 

-1,2 -0,5 -1,1 -1,7 

4,8 1,6 4,0 -0,5 

2,4 0,8 0,8 3,1 

4,4 2,4 3,4 3,4 

4,2 3,5 2,9 4,0 

1,7 3,2 2,8 5,1 

2,7 3,7 3,9 4,8 

1,0 1,2 0,1 0,2 

1,2 0,8 -0,2 -0,6 

l,l 0,1 -1,0 0,7 

-2,2 -1,5 -0,7 1,0 

-3,3 -0,6 0,0 1,0 

-1,l -3,2 -1,8 1,0 

1,0 1,8 0,7 1,6 

-0,4 0,8 1,1 -2,5 

0,3 -0,3 2,2 -2,3 

-3,9 1,2 -2,2 0,0 

-4,5 1,6 -1,7 0,2 

0,4 0,0 -0,2 -0,4 

1 Vierteljahresdaten auf Jahresbasishochgerechnet. 
2 Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Quellen: Die den Berechnungen zugrunde liegenden Werte sind Angaben des Statistischen Bundes-
amtes (vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 3). Beim neuesten Quartal 
handelt essich in allen Fällen um erste vorläufige Berechnungen des DIW Berlin. 

3 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 
4 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen. 

DIW Berlin 2002 
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CO2-Emissionen im Jahre 2001: 
Vom Einsparziel 2005 noch weit 
entfernt 

Hans-Joachim Ziesing 
hziesing @ diw.de 

CO,-Emissionen 2001 
gestiegen ... 

temperaturbereinigt 
abergesunken 

Die energiebedingten CO,-Emissionen in Deutschland entwickelten sich im ver-
gangenen Jahr etwa parallel zum Primärenergieverbrauch; im Vergleich zum Jahr 
2000 waren sie um 1,6 % höher 1 Maßgeblich für diesen Anstieg war die wesent-
lich kühlere Witterung; ohne den Temperatureinfluss errechnetsich ein Rückgang 
um 0,7 %. Gegenüber dem (international vereinbarten) Basisjahr 1990 waren die 
effektiven CO,-Emissionen im Jahre 2001 um 73,5 % niedriger. Temperaturberei-
nigt fiel der Rückgang mit reichlich 15 % etwas stärker aus. 

Deutschland gehörtzu den wenigen Industrieländern, in denen sich die CO.-Emis-
sionen in den 90er Jahren verringert haben .2 Gemessen an den ambitionierten 
Reduktionszielen der Bundesregierung ist das derzeitige Emissionsniveau aller-
dings noch viel zu hoch. Bereits Anfang der 90erJahre hatte sich die Bundesregie-
rung verpflichtet, die CO2-Emissionen deutlich zu verringern. In dem kürzlich vor-
gelegten Entwurf der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland hat sie das Ziel 
erneut bekräftigt, die CO2-Emissionen bis 2005 im Vergleich zu 1990 um 25 % zu 
senken.3 Um dieses Ziel nicht zu verfehlen, müssten die temperaturbereinigten 
CO2-Emissionen — ausgehend vom Niveau im Jahre 2001 — bis 2005 um rund 
100 MilL«-Tonnen oder um fast 12 % reduziert werden. Dies erscheint innerhalb so 
kurzer Zeit selbst bei drastisch verstärkten klimaschutzpolitischen Anstrengun-
gen wenig realistisch. 

CO2-Emissionen in Deutschland im Jahre 
2001 

Die energiebedingten CO,-Emissionen in Deutsch-
land betrugen im Jahre 2001 nach ersten Schätzun-
gen reichlich 854 Mill. Tonnen (Tabelle 1). Sie wa-
ren damit um 13,5 Mill. Tonnen oder um 1,6 % höher 
als im Jahre 2000.° Mit Ausnahme der Steinkohlen 
(-9 Mill. Tonnen CO,) trugen alle fossilen Energie-
träger zu diesem Anstieg bei. Durch die Verbrennung 
von mehr Braunkohlen sind zusätzlich 9,4 Mill. Ton-

nen CO2 emittiert worden. Aber auch bei den Gasen5 
(+8,2 Mill. Tonnen) und dem Mineralöl (+4,7 Mill. 

Tonnen) nahmen die CO2-Emissionen deutlich zu. 
In der Rangfolge der Energieträger nach der Höhe 

der CO2-Emissionen hat sich allerdings nur wenig 
verändert: Mit 35 % entfiel der größte Teil auf den 
Einsatz von Mineralöl, gefolgt von den Gasen 

(knapp 24%) sowie den Braun- und Steinkohlen 
mit reichlich bzw. knapp einem Fünftel. 

Die CO2 Emissionen hängen eng mit dem Primär-
energieverbrauch zusammen, dessen Veränderung 
auch von der Witterung beeinflusst wird. Wie schon 
im Jahre 2000 spielte der Temperatureffekt auch im 
vergangenen Jahr eine wesentliche Rolle. Gemessen 
an den Gradtagen' war es zwar wärmer als im lang-
jährigen Durchschnitt, aber doch deutlich kälter als 
im Jahre 2000. Rechnerisch kehrt sich dadurch das 

Vorzeichen der Veränderungen des Primärenergie-

verbrauchs und der CO2-Emissionen gegenüber 
dem Vorjahr um: So ergibt sich temperaturbereinigt 
für den Primärenergieverbrauch im Jahre 2001 ein 
Rückgang um 0,8 %, und für die CO,-Emissionen 
gelangt man zu einem um 6,4 Mill. Tonnen oder um 
0,7 % niedrigeren Wert als 2000. Lediglich bei der 
Braunkohle waren wegen der hier nur schwachen 
Temperaturabhängigkeit des Verbrauchs auch die 
bereinigten CO,-Emissionen höher als im Vorjahr. 

1 Zur Entwicklung des Primärenergieverbrauchsvgl.: Kühle Witterung 
treibt Primärenergieverbrauch in die Höhe. Bearb.: Franz Wittke und Hans-
Joachim Ziesing. ln: Wochenberichtdes DIW, Nr.7/2002. Basis der Berech-
nungen der CO3 Emissionen sind die von der Arbeitsgemeinschaft Ener-
giebilanzen veröffentlichten Energiedaten für Deutschland. Betrachtet 
werden hier nur die energiebedingten CO,-Emissionen; diejenigen aus 
Industrieprozessen (schätzungsweise 25 Mill. t CO2) werden nicht berück-
sichtigt. 
2 Vgl. dazu: C0; Emissionen: Trendwende noch nicht in Sicht. Bearb.: 
Hans-Joachim Ziesing. In: Wochenbericht des DIW, Nr.45/2001. 
3 Bundeskanzleramt (Hrsg.): Perspektiven für Deutschland. Entwurfder 
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Berlin, Dezember 2001, S. 133. 
4 Bei der Bewertung dieser Zahlen ist zu beachten, dass frühere Anga-
ben des DIW zu den CO2-Emissionen für die Jahre 1999 und 2000 (vgl. 
die DIW-Wochenberichte 6/2001 und 45/2001) wegen einer nachträg-
lichen Revision von Daten für den Steinkohlenverbrauch nach oben kor-
rigiert werden mussten. 
5 Es ist zu beachten, dass bei der hier vorgelegten Berechnung die Emis-
sionen durch die Verbrennung von Flüssig- und Raffineriegas sowie von 
Kokerei-/Stadtgas und Gichtgas bei den Gasen verbucht werden. Flüssig-
und Raffineriegaswerden also nicht dem Mineralöl zugeordnet. 
6 Die Gradtage sind ein Maßfür die Temperatureinflüsse. Sie sind definiert 
als Summe über die Differenzen zwischen einerfestgelegien Raumtempe-
ratur und dem Tagesmittel der (Außen-) Lufttemperatur. 
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CO,- Emissionen im Jahre 2001: Vom Einsparziel 2005 noch weit entfernt 

Tabelle 1 

Energiebedingte CD2-Emissionen in Deutschland 2000 und 2001 nach Energieträgern 

Starker Emissionsrückgang 
im Gefolge der Vereinigung 

CO2-Emissionen 

2000 2001 

Veränderungen 
2001 gegenüber 2000 2000 

Anteile 

2001 

Mill. t 

Tatsächliche Werte 

Mineralöle' 

Gasei 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Sonstige Energieträger3 

294,3 

193,2 

175,4 

174,9 

2,9 

299,1 

201,4 

166,4 

184,3 

3,1 

4,7 

8,2 

-9,0 

9,4 

0,2 

1,6 

4,3 

-5,1 

5,4 

6,1 

35,0 

23,0 

20,9 

20,8 

0,3 

35,0 

23,6 

19, 5 

21,6 

0,4 

Insgesamt 840,8 854,3 13,5 1,6 100,0 100,0 

Temperaturbereinigte Werte  

Mineralöle' 

Gase' 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Sonstige Energieträger3 

303,8 

207,6 

176,6 

176,1 

3,2 

301,3 

205,0 

166,7 

184,6 

3,2 

-2,5 

-2,6 

-9,9 

8,6 

0,0 

-0,8 

-1,3 

-5,6 

4,9 

-1,5 

35,0 

23,9 

20,4 

20,3 

0,4 

35,0 

23,8 

19,4 

21,4 

0,4 

Insgesamt 867,3 860,8 -6,4 -0,7 100,0 100,0 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 

1 Ohne Flüssiggas und Raffineriegas sowie ohne Flugtreibstoffverbrauch 
für den internationalen Luftverkehr (80 % des gesamten im Inland ver-
vertankten Treibstoffverbrauchs im Luftverkehr). 

Quelle: Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. 

2 Naturgase, Flüssig- und Raffineriegas sowie Kokerei-/Stadtgas und 
Gichtgas. 
3 Einschließlich statistischer Differenzen. 
4 Langjähriges Mittel der Gradtagszahlen von 1970 bis 2000. 

DIW Berlin 2002 

Die CO2-Emissionen in den 90er Jahren 

Die Entwicklung der CO,-Emissionen wird entspre-
chend einer internationalen Übereinkunft grundsätz-
lich im Vergleich zum Basisjahr 1990 bewertet. Im 
Falle Deutschlands sind bei solchen Vergleichen we-
gen der gerade in jenem Jahr vollzogenen politischen 
Vereinigung einige Besonderheiten zu beachten. In 

der konsolidierten Energiebilanz für Deutschland 
1990 schlägt sich nieder, dass die emissionsintensive 

Braunkohle in Ostdeutschland noch eine sehr große 

Rolle spielte und das absolute wie auch das spezifi-
sche Niveau des dortigen Energieverbrauchs eben-

falls sehr hoch war. Beides hat sich mit dem Einbruch 
der industriellen Produktion in den neuen Bundeslän-
dern und speziell des ostdeutschen Braunkohlenberg-
baus beinahe „über Nacht" verändert: Der Primär-
und der Endenergieverbrauch gingen in den neuen 
Bundesländern im Jahre 1991 jeweils um etwa ein 
Viertel gegenüber 1990 zurück. Die Braunkohlenför-
derung wurde um rund ein Drittel eingeschränkt, und 
der industrielle Endenergieverbrauch sank sogar um 

40 %. Dies machte sich Anfang der 90er Jahre in 
einer erheblichen Reduktion auch der bundesweiten 
CO,-Emissionen bemerkbar. 

Wenn nun aber die Emissionen in den späteren Jah-
ren mit jenen im Jahre 1990 verglichen werden, be-
steht die Gefahr, das tatsächliche Ausmaß des Emis-
sionsrückgangs in seiner Tendenz zu überschätzen. 

Das kann zwar kein Anlass sein, das Basisjahr zu 
wechseln (was ohnehin nur in internationaler Über• 
einstimmung geschehen könnte), doch ist es für 
analytische Zwecke notwendig, die Veränderungen 
der CO2-Emissionen im Verlauf der 90er Jahre ge-
nauer zu betrachten. 

Dabei zeigt sich, dass vom Gesamtrückgang der 
temperaturbereinigten energiebedingten CO2-Emis-
sionen im Zeitraum 1990 bis 2001 in Höhe von fast 
153 Mill. Tonnen mehr als drei Viertel auf die Jahre 
1990 bis 1993 entfielen (Tabelle 2). Von 1993 bis 
2001 gingen die CO,-Emissionen im Mittel um 
kaum mehr als 4 Mill. Tonnen pro Jahr zurück. In 

zwei Jahren - 1994 und 2000 - kam es sogar zu 
einem Anstieg der temperaturbereinigten Emissio-
nen (Abbildung 1). Alles in allem hat sich damit das 

Tempo der CO2-Reduktion nach 1993 deutlich ab-
geschwächt. Das in dieser Zeit insgesamt ver-
gleichsweise mäßige Wirtschaftswachstum hat dazu 

beigetragen, dass die Bilanz nicht noch ungünstiger 
ausfiel. Deutschland befindet sich schon seit eini-
gen Jahren nicht mehr auf dem für die Zielerrei-
chung im Jahre 2005 notwendigen Pfad der Emis• 

sionsminderung, für den in der verbleibenden Zeit 
eine jahresdurchschnittliche Minderung von im-
merhin 25 Mill. Tonnen CO2 erforderlich wäre. 

Deutlich und ständig zurückgegangen ist die ge-

samtwirtschaftliche Emissionsintensität, also das 
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CO2-Emissionen im Jahre 2001: Vom Einsparziel 2005 noch weit entfernt 

Tabelle 2 

Energiebedingte CO.-Emissionen in Deutschland 1990 bis 2001 nach Energieträgern 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999, 2000' 2001 1 

Tatsächliche CO,-Emissionen in Mill. t 

Mineralölen 

Gasei 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Sonstige Energieträger  

299,2 321,8 323,8 330,2 320,0 320,5 329,2 321,4 318,9 305,7 294,3 299,1 

158,1 164,9 161,4 166,7 173,0 183,0 199,4 193,4 195,6 194,4 193,2 201,4 

182,4 187,7 176,4 174,9 175,3 177,5 181,0 172,5 173,6 171,6 175,4 166,4 

343,5 274,6 239,2 218,8 205,9 192,8 187,5 177,4 168,7 165,3 174,9 184,3 

4,0 2,6 2,4 2,3 2,6 2,3 2,4 2,5 3,0 2,8 2,9 3,1 

Insgesamt 987,2 951,6 903,2 892,9 876,8 876,1 899,6 867,2 859,7 839,9 840,8 854,3 

Veränderungen der tatsächlichen CO2-
Emissionen insgesamt in Mill. t gegen-
über ... 

1990 

Vorjahr 

Veränderungen der tatsächlichen CO2-
Emissionen insgesamt in%gegenüber ... 

1990 

Vorjahr 

Struktur der tatsächlichen COZ  Emis-

sionen in 

Mineralölen 

Gase, 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Sonstige Energieträger  ̂

-35,6 -84,0 -94,2 -110,3 -111,1 -87,6 -120,0 -127,5 -147,3 -146,3 - 132,8 

-35,6 -48,4 -10,2 -16,1 -0,7 23,5 -32,4 -7,5 -19,8 0,9 13,5 

x -3,6 -8,5 -9,5 -11,2 -11,3 -8,9 -12,2 -12,9 -14,9 -14,8 -13,5 

x -3,6 -5,1 -1,l -1,8 -0,1 2,7 -3,6 -0,9 -2,3 0,1 1,6 

30,3 33,8 35,8 37,0 36,5 36,6 36,6 37,1 37,1 36,4 35,0 35,0 

16,0 17,3 17,9 18,7 19,7 20,9 22,2 22,3 22,7 23,1 23,0 23,6 

18,5 19,7 19,5 19,6 20,0 20,3 20,1 19,9 20,2 20,4 20,9 19,5 

34,8 28,9 26,5 24,5 23,5 22,0 20,8 20,5 19,6 19,7 20,8 21,6 

0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 

Insgesamt 100,0 100,0 100, 0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Temperaturbereinigte CO2-Emissionen 
in Mill. t 

Mineralölen 

Gase, 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Sonstige Energieträger" 

306,2 320,4 329,6 330,7 327,3 322,1 319,2 322,9 322,8 313,1 303,8 301,3 

165,7 163,6 166,8 167,3 181,2 184,8 187,0 195,2 200,7 204,8 207,6 205,0 

186,5 187,1 178,5 175,1 178,0 178,1 178,8 172,9 174,1 172,7 176,6 166,7 

350,9 273,7 242,1 219,0 208,7 193,3 185,3 177,7 169,2 166,3 176,1 184,6 

4,2 2,5 2,5 2,4 2,7 2,3 2,2 2,5 3,1 3,1 3,2 3,2 

Insgesamt 1013,5 947,3 919,4 894,5 898,0 880,6 872,6 871,2 869,9 859,9 867,3 860,8 

Veränderungen der temperaturbereinig-
ten CO2-Emissionen insgesamt in Mill. t 
gegenüber ... 

1990 

Vorjahr 

Veränderungen der temperaturbereinig-
ten CO,- Emissionen insgesamt in 
über ... 

1990 

Vorjahr 

Struktur der temperaturbereinigten CO2-
Emissionen in % 

Mineralölen 

Gase, 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Sonstige Energieträger° 

x -66,1 -94,1 -119,0 -115,5 -132,9 -140,8 -142,3 -143,6 -153,6 -146,2 - 152,6 

x -66,1 -28,0 -24,9 3,5 -17,3 -8,0 -1,4 -1,3 -10,0 7,4 -6,4 

x -6,5 -9,3 -11,7 -11,4 -13,1 -13,9 -14,0 -14,2 -15,2 -14,4 -15,1 

x -6,5 -3,0 -2,7 0,4 -1,9 -0,9 -0,2 -0,2 -1,1 0,9 -0,7 

30,2 33,8 35,8 37,0 36,5 36,6 36,6 37,1 37,1 36,4 35,0 35,0 

16,3 17,3 18,1 18,7 20,2 21,0 21,4 22,4 23,1 23,8 23,9 23,8 

18,4 19,8 19,4 19,6 19,8 20,2 20,5 19,8 20,0 20,1 20,4 19,4 

34,6 28,9 26,3 24,5 23,2 21,9 21,2 20,4 19,4 19,3 20,3 21,4 

0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 

Insgesamt 100,0 100.0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100.0 100,0 100,0 100,0 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 

1 Vorläufige Angaben. 
20hne Flüssiggas und Raffineriegas sowie ohne Flugtreibstoffverbrauch für den 
internationalen Luftverkehr (80 % des gesamten im Inland vertankten Treibstoff-
verbrauchs im Luftverkehr). 

Quellen: AG Energiebilanzen; Umweltbundesamt; Deutscher Wetterdienst; Berech-
nungen des DIW Berlin. 

3 Naturgase, Flüssig- und Raffineriegassowie Kokerei-/Stadtgas und Gichtgas. 

4 Einschließlich statistischer Differenzen. 

DIW Berlin 2002 
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CO3-Emissionen im Jahre 2001: Vom Einsparziel 2005 noch weite ntfernt 

Abbildung 1 

CO2-Emissionen in Deutschland 1990 bis 2001 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 
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Quellen: AG Energiebilanzen; Umweltbundesamt; 
Deutscher Wetterdienst; Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Verhältnis von CO2-Emissionen zum realen Brutto. 

inlandsprodukt (Tabelle 3 und Abbildung 2): Je Ein. 
heit des Bruttoinlandsprodukts (in Preisen voll 
1995) wurden im Jahre 2001 reichlich 28 % weni• 
ger COz emittiert als noch 1990; jahresdurchschnitt 
lich bedeutet das über den gesamten Zeitraum hin. 

weg temperaturbereinigt einen Rückgang um 3%. 
Von 1990 bis 1993 waren es 5,2% pro Jahr, von 
1993 bis 2001 aber nur noch 2,1 %. 

Um einen Eindruck vom Einfluss der verschiedener 

Bestimmungsfaktoren zu gewinnen, wurde geprüft 
in welchem Maße die Veränderungen der tempera• 
turbereinigten CO,-Emissionen auf Veränderungen 

• der Bevölkerung (demographische Komponente). 
• des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner (Ein. 
kommenskomponente), 

• der gesamtwirtschaftlichen Energieintensität (En. 
ergieintensitätskomponente), 

• des Anteils der CO2-freien Energieträger (Ener• 
giemix-Komponente) sowie 

• des durchschnittlichen CO2-Gehalts der ver 
brauchten fossilen Energieträger (CO,-Gehalt. 
Komponente) 

zurückgeführt werden können.' 

7 Zu der hier verwendeten Methode der Komponentenzerlegung vgl 
Energie- Effizienz-Indikatoren. Statistische Grundlagen, theoretische 
Fundierung und Orientierungsbasis für die politische Praxis. Von Jochen 
Diekmann, Wolfgang Eichhammer, Anja Neubert, Heilwig Rieke, Barbara 
Schlomann und Hans-Joachim Ziesing. Heidelberg 1999. 

Tabelle 3 

Kennziffern zur Entwicklung von Primärenergieverbrauch und CO2-Emissionen 
in Deutschland 1990, 1993 und 2001 

Temperaturbereinigte Werte 

1990 1993 2001 1 
Veränderungen in % p. a. 

1990 bis 1993 1993 bis 2001 

Einwohner (Jahresdurchschnitt) in Mill. 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Mrd. DM zu Preisen von 1995 

BIPje Einwohner in 1 000 DM 

Primärenergieverbrauch ( PEV) in Petajoule 

PEV fossiler Energieträger in Petajoule 

Anteil emissionsfreier Energieträger am PEV in % 

Energiebedingte CO2-Emissionen in Mill. t 

PEVje Einwohner in Gigajoule 

CO.- Emissionen je Einwohner in t CO2 

CO2-Gehalt des fossilen PEV in t CO2/Terajoule (TJ) 

Gesamtwirtschaftliche Energieintensität in TJ/Mrd. DM BIP 

Gesamtwirtschaftliche CO2-Intensität in t COz/Mill. DM BIP 

79,4 81,2 82,3 0,8 0,2 

3268 3384 3873 1,2 1,7 

41,2 41,7 47,0 0,4 1,5 

15291 14331 14612 -2,1 0,2 

13 501 12 541 12 436 -2,4 -0,1 

11,7 12,5 14,9 x x 

1013,5 894,5 860,8 -4,1 -0,5 

193 177 178 -2,9 0,1 

12,8 11,0 10,5 -4,8 -0,7 

75,1 71,3 69,2 -1,7 -0,4 

4 679 4 235 3 773 -3,3 -1,4 

310 264 222 -5,2 -2,1 

1 Angaben z.Tvorläufig. 

Quellen: AG Energiebilanzen; Umweltbundesamt; Deutscher Wetterdienst; 
Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 200: 
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Abbildung 2 

CO2-Emissionen und gesamtwirtschaftliche CO2-Intensität 

in Deutschland 1990 bis 2001 
1993 = 100 

120 

• 

110 • 
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. . 
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90 

80 - I I I , 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

 Tatsächliche,M-Emissionen 

- - - - Temperaturbereinigte CO2-Emissionen 

Tatsächliche gesamtwirtschaftliche CO2- Intensität 

Temperaturbereinigte gesamtwirtschaftliche 
CO2- Intensität 

Quellen: AG Energiebilanzen; Umweltbundesamt; Deutscher Wet-
terdienst; Statistisches Bundesamt; Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Rückgang derCO3-Emissionen 
vor allem durch gesunkene 
Energieintensität 

Dabei wird aus den zuvor erläuterten Gründen zwi-

schen der Gesamtperiode 1990 bis 2001 und der 

Periode 1993 bis 2001 unterschieden. Die Analyse 

zeigt, dass der Rückgang der CO2-Emissionen in 

Deutschland von 1990 bis 2001 um knapp 153 Mill. 
Tonnen das Resultat gegenläufiger Einflüsse war 

(Abbildung 3): Die emissionssteigernden Effekte 

des höheren Bruttoinlandsprodukts je Einwohner 

(+126 Mill. Tonnen CO2) und der gewachsenen Be-
völkerungszahl (+34 Mill. Tonnen CO2) wurden bei 

weitem überkompensiert durch die emissionsredu-

zierenden Wirkungen der erheblich gesunkenen En-

ergieintensität (-202 Mill. Tonnen CO2), des gerin-

geren CO2-Gehalts der fossilen Energieträger 

(-76 Mill. Tonnen CO2) sowie des gestiegenen An-

teils emissionsfreier Energieträger (-35 Mill. Ton-

nen CO2). 

Für die Periode 1993 bis 2001 ändert sich zwar die 

Bedeutung der einzelnen Komponenten nicht 

grundsätzlich, doch fällt auf, dass der Einfluss der 

Energieintensität ebenso wie der des CO2-Gehalts 

deutlich kleiner ist. Sank die Energieintensität von 

1990 bis 1993 im Jahresdurchschnitt noch um 3,3 %, 

ging sie anschließend lediglich um 1,4% pro Jahr 

zurück. Beim mittleren CO2-Gehalt der fossilen 

Energieträger folgte einem Rückgang von 1,7% 

(1990 bis 1993) nur noch ein solcher von jahres-

durchschnittlich 0,4% ( 1993 bis 2001). Dies ist 

maßgeblich darauf zurückzuführen, dass sich nach 

1993 der Strukturwandel zulasten der Braunkohlen 
deutlich verlangsamt hat. Vergleichsweise stetig hat 

sich von 1990 bis 2001 der Anteil der emissions-

freien Energieträger am Primärenergieverbrauch er-

höht, und zwar von knapp 12 % auf rund 15 %; an 

dieser Steigerung waren die Kernenergie und die 

erneuerbaren Energien in etwa gleichem Umfang 

beteiligt. 

Im Zeitablauf schwankten die Beiträge der einzel-

nen Komponenten zu den Veränderungen der tem-

peraturbereinigten CO2-Emissionen allerdings be-

trächtlich (Abbildung 4). Dabei leistete in nahezu 

allen Jahren die sinkende Energieintensität den 

größten Beitrag zur Emissionsminderung. Auch der 
abnehmende durchschnittliche CO2-Gehalt der ver-

brauchten fossilen Primärenergieträger führte meist 

zu einem mehr oder weniger ausgeprägten Emis-

sionsrückgang. Der emissionserhöhende Einfluss 

der demographischen Komponente, der Anfang der 
90er Jahre noch spürbar zu Buche schlug, spielt in-

zwischen aber angesichts der fast stagnierenden 

Einwohnerzahl nur eine untergeordnete Rolle. Die 
durchgängig wichtigste emissionssteigernde Kom-

ponente war das gesamtwirtschaftliche Pro-Kopf-
Einkommen, dessen Beitrag nur im Jahre 1993 

negativ war. 

Je Einwohner sind die energiebedingten CO,-Emis-

sionen in den 90er Jahren temperaturbereinigt gefal-
len, zunächst rasch — von 12,8 Tonnen CO2 im Jahre 

1990 auf rund 11 Tonnen CO2 im Jahre 1993 —, da-

nach verhalten (2001: 10,5 Tonnen CO2). Gemessen 
am weltweiten Durchschnitt sind in Deutschland die 

CO2-Emissionen pro Kopf aber noch mehr als zwei-

einhalbmal so hoch. 

Aussichten 

Die CO2-Emissionen in Deutschland waren im Jah-

re 2001 temperaturbereinigt um rund 15 % niedri-

ger als 1990. Dabei hat sich im Verlauf der 90er Jah-
re der Emissionsrückgang deutlich abgeschwächt. 

Dies lässt es zunehmend als zweifelhaft erscheinen, 

dass das Ziel, die CO2-Emissionen bis zum Jahr 

2005 gegenüber 1990 um 25 % zu senken, noch er-

reicht werden kann. Immerhin müssten die CO2-
Emissionen im laufenden Jahr und den folgenden 
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Abbildung 3 

Energiebedingte CO2-Emissionen' in Deutschland 

nach Einflussfaktoren 

Veränderungen in Mill. Tonnen C0z 
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1 Temperaturbereinigte Werte. 

Quellen: AG Energiebilanzen; Umweltbundesamt; 
Deutscher Wetterdienst; Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

drei Jahren temperaturbereinigt noch um fast 12% — 

das sind etwa 100 Mill. Tonnen CO2 — reduziert wer-

den. Pro Jahr wäre demnach im Mittel eine Reduzie-

rung um 25 Mill. Tonnen CO2 erforderlich; von 1990 

bis 2001 betrug der Rückgang aber nur knapp 14 Mill. 

Tonnen CO2 pro Jahr und von 1993 bis 2001 sog 
kaum mehr als 4 Mill. Tonnen CO2. 

Die Fortschreibung bisheriger Trends lässt eint 

deutliche Zielverfehlung offenkundig werden. Soll, 
ten sich nämlich die Energieintensität, der Anteqy• 

emissionsfreier Energieträger und der CO2-Gehall 

des fossilen Energieverbrauchs bis 2005 in glei• 

chem Tempo wie im Zeitraum 1993 bis 2001 ent 

wickeln, so würden unter der (modellhaften) An 

nahme eines Wirtschaftswachstums von 2 % pn 

Jahr die temperaturbereinigten CO,-Emissionen nu 

um insgesamt gut 10 Mill. Tonnen sinken und dami 

weit von der Zielmarke entfernt bleiben. 

Nur wenn es schon kurzfristig gelänge, die gesamt 
wirtschaftliche Energieintensität durch eine ver 

stärkte rationelle Energienutzung und -bereitstel• 

lung drastisch zu verringern, den CO,-Gehalt de! 

Energieverbrauchs durch den forcierten Einsatt 

emissionsärmerer fossiler Energieträger, also vor. 

Erdgas, weiter zu senken und gleichzeitig den M 
teil emissionsfreier, erneuerbarer Energieträgei 

deutlich zu erhöhen, könnte man zumindest in die 

Nähe des angestrebten Ziels kommen. Angesicht 

der wenigen bis 2005 verbleibenden Zeit sollten al 

lerdings die Hoffnungen darauf nicht allzu hocl 

veranschlagt werden, zumal die dazu notwendiger 

zusätzlichen klimaschutzpolitischen Maßnahmer 

kurzfristig kaum durchsetzbar scheinen und aucl 

nicht schnell genug greifen dürften. 

Günstiger stellen sich die Perspektiven mit Blicl 

auf die internationalen Verpflichtungen dar, die 

Deutschland im Rahmen des europäischen „Burder 

Sharing" eingegangen ist. Danach sollen die Treib 

hausgasemissionen bis 2008/2012 um 21 % gemin 

dert werden. Mit einer entsprechenden Intensivie 

rung der in Deutschland bereits betriebenen Klima 

schutzpolitik sollte dieses weniger ambitionieru 

Ziel erreicht werden können. Allerdings ist nicht n 

übersehen, dass unter langfristigen Aspekten eint 

noch stärkere Reduktion der Treibhausgasemissio 

nen notwendig sein wird, um einen wirksamen Bei 

trag zum Klimaschutz zu leisten. 
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Abbildung 4 

Energiebedingte CO,-Emissionen' in Deutschland 
von 1991 bis 2001 
Beiträge zu den jährlichen Veränderungen in Mill. Tonnen CO2 
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Quellen: AG Energiebilanzen; Statistisches Bundesarht; 
Umweltbundesamt; Deutscher Wetterdienst; Schätzungen 
des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 
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Beilage zum Wochenbericht des DIW Nr. 8/2002 vom 21. Februar 2002 

Deutschland 
Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren' 

Auftragseingang (Volumen)2 

Arbeitslose 

I 

Offene Stellen Verarbeitendes Gewerbe 

Insgesamt Inland Ausland 

Vorleistungsgüter- 

produzenten 

Investitionsgüter- 

produzenten 

Gebrauchsgüter- 

produzenten 

Verbrauchsgüter- 

produzenten 

in 1 000 1995 = 100 

mtl. vj. mtl. Vi. mtl. vj. mtl. Vi. Mtl. v mtl. v mtl. I vj. mtl. Vi. mtl. Vi-

2000 J 3987 487 118,5 105,6 141,8 114,7 128,8 98,8 98,8 

F 3959 3976 490 488 122,4 121,6 109,0 107,5 146,5 147,2 119,2 117,9 132,5 132,4 102,2 101,5 100,9 100,0 

M 3953 492 124,0 107,8 153,2 119,6 135,9 103,5 100,4 

A 3934 503 125,0 110,2 151,6 119,7 138,2 103,4 99,4 

M ; 3898 3916 516 508 126,6 126,2 111,9 111,3 153,0 153,0 122,4 121,2 138,8 139,2 103,7 102,9 101,0 100,7 

J • 3879 521 126,9 111,7 154,5 121,4 140,7 101,6 101,8 

J 3 863 527 126,7 110,6 155,7 120,9 140,7 102,9 100,8 

A 3847 3854 528 527 126,0 126,7 109,8 11Q4 155,3 156,2 121,3 121,4 138,6 139,8 103,5 103,3 101,4 102,2 

S I 3825 531 127,4 110,6 157,6 122,1 140,3 103,5 104,5 

0 3802 532 129,1 110,7 162,2 121,7 144,8 104,4 102,7 

N 3796 3802 534 533 128,7 129,8 111,1 111,4 160,3 162,8 120,1 120,9 145,7 147,0 104,0 104,5 101,2 103,0 

D 3792 534 131,5 112,5 165,8 121,0 150,4 105,1 104,9 

2001 J 3795 531 129,0 111,4 160,4 121,4 144,4 105,5 103,8 

F 3804 3799 534 533 126,9 127,0 109,6 110,5 157,9 156,7 118,6 119,0 142,8 142,7 102,8 103,4 102,7 103,0 

M ' 3807 533 125,3 110,5 151,9 116,8 141,1 101,8 102,4 

A i 3811 524 123,1 107,0 151,9 116,5 136,3 101,1 103,1 

M 3829 3822 510 517 125,2 123,7 106,9 106,1 158,2 155,4 116,5 116,1 141,0 137,9 102,6 102,0 103,5 103,6 

J I 3844 505 122,8 104,2 156,1 115,2 136,5 102,4 104,2 

J 3854 497 122,1 105,7 151,6 113,8 136,2 101,9 104,0 

A 3859 3860 493 496 121,5 121,0 106,2 105,5 149,1 149,0 113,3 112,7 135,9 135,5 101,3 101,0 102,8 102,1 

S ' 3887 490 119,5 104,6 146,3 111,0 134,4 99,7 99,5 

0'i 3921 484 118,2 103,4 144,8 111,4 130,3 99,3 103,0 

N ; 3942 3928 475 480 117,9 119,1 102,1 103,8 146,2 146,6 110,4 111,7 130,9 132,1 96,9 98,6 102,3 102,9 
D 3952 470 121,2 105,9 148,7 113,4 135,0 99,7 103,4 

2002 J 3987 468 

F 

M 

A 

M 

J 

J 

A 

S 

0 

N 

D 

c 

1 Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren ( BV4). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, dass sich beim Hinzufügen eines 2 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 
neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte Werte in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert 
unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errechnet. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 
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Deutschland 
noch: Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren' 

2000 J 

F 

M 

A 

M 

J 

J 

A 

S 

0 

N 

D 

2001 J 

F 

M 

A 

M 

J 

J 

A 

S 

0 

N 

D 

2002 J 

F 

M 

A 

M 

J 

J 

A 

S 

0 

N 

D 

Beschäftigte 
im Bergbau und 

im verarbeitenden 
Gewerbe 

Produktion' 

Verarbeitendes 
Gewerbe 

Investitionsgüter- 
produzenten 

Gebrauchsgüter- 
produzenten 

Verbrauchsgüter- 
produzenten 

Bauhaupt-
gewerbe 

Umsätze 
des Einzelhandes 

Außenhandel (Spezialhandel)l 

Ausfuhr Einfuhr 

in 1 000 1995 = 100 1995 = 100 Mrd. DM 

mtl. 1 v mtl. v mtl. vj. mtl. Vi. mtl. v mtl. vj. mtl. vj. mtl. v mtl. vI. 

6 349 114,0 123,2 102,4 103,4 85,8 100,7 45,6 40,9 

6351 6352 116,5 115,7 125,9 125,4 106,2 104,0 104,5 104,1 90,4 87,7 105,2 102,3 46,2 139,8 40,3 124,4 

6355  116.5 127,1 103,5 104,3 86,8 101,1 48,0 43,1 

6 365 117,4 127,6 104,9 105,5 85,6 103,1 47,4 42,0 

6371 6367 120,6 118,9 132,6 130,0 109,5 105,8 106,6 106,2 88,3 85,8 105,6 103,5 49,5 146,6 44,4 130,6 

6 375 118,6 129,7 102,9 106,6 83,6 101,7 49,7 44,2 

6 380 120,1 132,1 107,1 105,8 83,4 101,5 49,7 44,9 

6383 6381 119,8 120,3 132,1 133,1 104,6 106,1 105,5 105,9 84,1 83,3 104,1 103,5 50,2 150,9 45,6 136,7 

6 385 121,1 135,1 106,5 106,3 82,5 104,8 51,1 46,1 

6 392 121,6 134,2 109,3 107,0 80,6 102,5 53,8 47,9 

6397 6394 122,0 122,6 135,7 136,6 106,3 107,4 106,5 106,8 82,7 82,3 103,6 103,0 52,7 160,2 48,2 145,8 

6 401 124,3 139,9 106,8 106,8 83,5 103,0 53,6 49,6 

6 411 123,1 138,0 110,1 106,5 79,4 106,4 53,3 46,6 

6413 6410 122,3 122,6 137,0 137,4 107,4 109,2 106,6 106,4 78,0 77,6 101,9 104,6 53,9 160,1 48,0 139,8 

6 412 122,5 137,2 110,0 106,1 75,4 105,4 52,9 45,2 

6 413 120,7 135,1 108,1 104,9 74,1 105,1 54,1 47,9 

6409 6409 120,1 120,7 133,9 134,9 105,9 108,0 104,9 104,9 74,4 74,8 104,8 105,5 53,3 161,1 45,2 140,1 

6 401 121,4 135,8 110,2 104,9 75,8 106,6 53,6 47,0 

6 394 119,3 133,3 105,3 105,0 76,1 105,4 53,8 45,9 

6389 6391 120,2 119,5 134,4 133,7 109,2 106,3 105,6 104,8 75,3 75,0 105,7 104,9 54,2 161,4 44,7 135,8 

6 377 119,0 133,3 104,4 103,8 73,7 103,6 53,4 45,2 

6 368 118,0 132,7 101,7 102,1 77,6 105,2 52,2 43,7 

6357 6362 116,8 117,6 131,4 132,0 103,0 104,4 100,7 102,2 74,4 75,7 105,4 103,9 51,5 156,7 43,3 128,9 

6 347 117,9 131,9 108,6 103,8 75,0 101,2 53,1 41,9 

1 Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV4). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, dasssich beim Hinzufügen eines 
neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte Werte in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert 
unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errechnet. 

2 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 


